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Tagesordnungspunkt 1a

Antrag der Abgeordneten Uwe Beckmeyer,
Sören Bartol, Martin Burkert, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der SPD

Deutschland braucht im ganzen Land einen
verlässlichen und sicheren Schienenverkehr

BT-Drucksache 17/4428

Tagesordnungspunkt 1b

Antrag der Abgeordneten Dr. Gregor Gysi, Sa-
bine Leidig, Dr. Dietmar Bartsch und der Fraktion
DIE LINKE.

Die Bahn im Einklang mit dem Grundgesetz am
Wohl der Allgemeinheit orientieren

BT-Drucksache 17/4433

Tagesordnungspunkt 1c

Antrag der Abgeordneten Dr. Anton Hofreiter,
Winfried Hermann, Dr. Valerie Wilms, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN

Für eine konsequente Strukturreform der Deut-
schen Bahn AG

BT-Drucksache 17/4434

Tagesordnungspunkt 1d

Monopolkommission
Sondergutachten 60
Bahn 2011: Wettbewerbspolitik unter Zugzwang

Sondergutachten der Monopolkommission ge-
mäß § 36 AEG

Selbstbefassung 17(15)SB-61

Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen,
ich möchte Sie recht herzlich zu unserer öffent-
lichen Anhörung zum Thema Bahnstruktur be-
grüßen. Vorweg möchte ich noch unserem
stellvertretenden Mitglied Rita Schwarze-
lühr-Sutter zum Geburtstag gratulieren. Sie war
vorher nicht anwesend aber jetzt ist sie es: Alles
Gute zum Geburtstag! Die Anhörung hat drei
Anträge von SPD, DIE LINKE. und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und den Bericht der Mono-
polkommission zum Gegenstand. Als Experten
wurden eingeladen: Frau Petra Breuer vom
Bundesamt für Verkehr der Schweiz, Prof. Dr.
Christian Böttger von der Hochschule für Technik
und Wirtschaft in Berlin, Prof. Dr. Haucap von der

Monopolkommission, Michael Holzhey von der
KCW GmbH in Berlin, Alexander Kirchner von
der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft Ber-
lin sowie Richard Lutz von der DB AG. In Ver-
tretung von Dr. Matthias Ruete von der Gene-
raldirektion Mobilität und Verkehr der direkt
zuständige Dr. Thomas Kaufmann. Außerdem
Prof. Dr. Franz Jürgen Säcker von der Freien
Universität Berlin. Seien Sie alle recht herzlich
willkommen! Sie haben jetzt noch einmal die
Möglichkeit, in drei Minuten – wir haben nur zwei
Stunden Zeit für unsere Anhörung – die wich-
tigsten Punkte Ihrer Stellungnahmen hervorzu-
heben. Anschließend beginnen wir mit der Fra-
gerunde der Fraktionen. Das Modell ist so, dass
ein Fraktionsmitglied, beginnend mit der größten
Fraktion, eine oder zwei Fragen an maximal zwei
Experten stellen kann. Die angesprochenen
Experten antworten dann direkt auf die Frage.
Dann ist das nächste Fraktionsmitglied an der
Reihe und stellt auch wieder maximal zwei
Fragen an maximal zwei Experten. Sie als
Sachverständige antworten dann auch wieder so
kurz wie möglich. Je kürzer, knapper und präg-
nanter sowohl die Fragen als auch die Antworten
sind, desto mehr dieser komplizierten Themen
können wir heute bearbeiten. Damit bitte ich Frau
Breuer mit ihrem Vortrag zu beginnen. Vielen
Dank.

Petra Breuer (Bundesamt für Verkehr,
Schweiz): Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr
geehrte Damen und Herren Abgeordneten! Zu-
nächst einmal danke ich Ihnen, dass Sie uns
eingeladen haben, zu dieser Frage hier Stellung
zu nehmen. Es ist so, dass die Ausgangslage in
der Schweiz sehr gut ist. Wir haben mehrere
Bahnen, die Verkehr und Infrastruktur betreiben.
Wir haben schon seit langem einen Wettbewerb
der Ideen. Wir haben einen relativ hohen
Marktanteil der Bahn im Personen- und Güter-
verkehr. Jetzt könnte man meinen, bei uns gäbe
es nichts zu ändern. Aber auch wir diskutieren
Themen in ähnlichen Bereichen, wie wir sie hier
haben. Wir haben mit der SBB nur einen Fern-
verkehrsanbieter. Wir haben im Bahnbereich –
zumindest gemäß der Meinung verschiedener
Experten – zu wenig Wettbewerb. Außerdem gibt
es ein Organisationsmodell, was im Moment
nicht EU-rechtskonform ist.

Ich möchte zunächst noch kurz auf die politische
Steuerung unseres Systems eingehen. Weil das
– glaube ich – für das Verständnis recht wichtig
ist. Unsere politische Steuerung fokussiert sich
mit dem Ziel auf die Bahninfrastruktur, dort eine
schwarze Null als Ergebnis zu erreichen. Also
das System ist dort nicht gewinnorientiert aus-
gerichtet. Das heißt die Trassenpreise werden
durch die Regierung festgelegt und via Trassen-



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 53. Sitzung, 19.10.2011

5

preis zahlen Fernverkehr, Regionalverkehr und
Güterverkehr dann die Kosten der Infrastruktur.
Je nachdem, was sie für Erträge haben, vielleicht
auch etwas weniger, zum Beispiel im Güterver-
kehr. Das ist politisch so gewollt. Je nach Bereich
haben wir unterschiedliche Ziele. Im Fernverkehr
wird gewinnorientiert gearbeitet, im regionalen
Personenverkehr sind nur kleine Gewinne mög-
lich und im Güterverkehr haben wir einen offenen
Wettbewerb.

Unser Ziel ist es primär, die hohe Qualität und
den hohen Marktanteil des Systems zu halten
und die Effizienz wirklich gezielt dort zu ver-
bessern, wo wir sie steuern können. Das geht vor
allen Dingen über das Benchmarking der ver-
schiedenen Betreiber, über Zielsetzungen für die
Betreiber und über Verhandlungen. Die politi-
schen Hauptdiskussionen bei uns befassen sich
eigentlich mit der Finanzierung der Infrastruktur.
Es gibt in der Schweiz auch eine Unterfinanzie-
rung der Infrastruktur. Wir wissen, dass wir bei
der Substanzerhaltung noch Nachholbedarf
haben. Die Regierung wird dem Parlament
demnächst eine Vorlage unterbreiten, wie wir
dieses Geld zur Verfügung stellen können. Also,
es geht letztlich darum: Zahlen die Nutzer oder
die Steuerzahler mehr für den öffentlichen Ver-
kehr? Die Organisationsfragen sind bei uns
sekundär. Es ist letztlich eine Frage des Ziels,
obwohl es natürlich bei uns auch diese Diskus-
sionen darüber gibt. Für die Integration spricht
aus unserer Sicht die hohe Qualität, die Sys-
temintegrationsfunktion zwischen Rad und
Schiene, die jemand wahrnehmen muss und die
Kundennähe der Infrastruktur. Für die Trennung
spricht eine bessere Transparenz und die bes-
sere Steuerung der einzelnen Bereiche, aller-
dings nicht zwingend des Gesamtsystems. Bei
uns hat der Verkehrsminister deshalb Ende 2010
eine Expertengruppe eingesetzt, die dieses
Thema beleuchtet und im nächsten Jahr einen
Bericht abliefern soll. Handlungsbedarf zeichnet
sich jetzt vorab schon ab. Das betrifft die Fra-
gen: Wer macht die Netzentwicklung? Was ist
die Rolle des Bundes in der Netzentwicklung
über die verschiedenen Betreiber hinweg? Wer
nimmt die Integrationsfunktion im System wahr?
Und es betrifft auch die Frage nach einer stär-
keren Rolle des Regulators. Danke!

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Böttger!

Prof. Dr. Christian Böttger (Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin): Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete. Erst einmal auch vielen
Dank für die Einladung zu dieser Anhörung.
Ausgangspunkt der Anhörung sind ja – neben
den aktuellen Entwicklungen seitens der EU und
dem vorliegenden Bericht der Monopolkommis-

sion – auch die Qualitätsbedenken, die in den
letzten Jahren gegen die DB erhoben worden
sind. Was man dazu sehen muss ist, dass die DB
die in der LuFV vorgegebenen Zielwerte zur Zeit
locker erreicht. Das heißt, nach der LuFV gibt es
eigentlich keine Qualitätsprobleme bei der DB
AG. Trotzdem werden eben von den Kunden
deutliche Leistungseinbrüche wahrgenommen.
Das ist letztlich auch der Hintergrund, vor dem
wir uns hier bewegen. Wenn man sich die Infra-
struktursparte der DB anschaut – bestehend
neben dem Netz natürlich auch aus den Perso-
nenbahnhöfen und aus der Energiesparte –
dann muss man sehen, dass in den letzten
Jahren dort der Instandhaltungsaufwand deutlich
gesunken ist. Zugleich ist in den letzten Jahren
die Infrastruktur zu einem Hauptgewinnbringer
des Konzerns herangewachsen. Das geht also
mit einem Desinvest einher. Das heißt, die DB
hat in den letzten Jahren deutlich weniger in die
Infrastruktur investiert, als sie an Abschreibun-
gen, also auch an Cash erwirtschaftet hat. Das
bedeutet, sie hat bei der Infrastruktur desinves-
tiert. Dieses Desinvest beläuft sich in den letzten
vier Jahren etwa auf einen Betrag von einer
dreiviertel Milliarde Euro. Das ist eben auch
Geld, das für andere Geschäfte zur Verfügung
steht. Die DB investiert viel in das Netz, aber es
ist immer noch weniger als das, was an Ab-
schreibungen da ist. Zugleich ist aber der Ge-
winnanstieg auch auf den Anstieg der Tras-
senpreise zurückzuführen, die in den letzten
Jahren deutlich stärker als die Inflationsrate und
die Erzeugerpreise angehoben worden sind. Das
wirkt natürlich dämpfend auf die Nachfrage ge-
rade im Güterverkehr, der besonders preissen-
sibel ist. Damit schadet der Preisanstieg also
auch dem Eisenbahnverkehr.

Beim Netzzugang ist die Frage, ob wir immer
noch Diskriminierungssachverhalte haben. Es
wird gelegentlich einmal angesprochen, dass
sich Dritte diskriminiert fühlen. Da ist vieles
besser geworden, aber es ist sicherlich immer
noch ein Punkt. Sobald der Verdacht besteht,
dass Konzernunternehmen bevorzugt werden,
kann dieser Verdacht natürlich bereits eine In-
vestitionsentscheidung von Dritten zugunsten
der Schiene verhindern. Das gilt selbst dann,
wenn der Verdacht im Ergebnis gar nicht be-
rechtigt ist. Ich höre, dass sich auch im DB
Konzern viele bemühen, diese Regeln zum
diskriminierungsfreien Netzzugang fair umzu-
setzen. Aber allein der Anschein bzw. der Ver-
dacht schadet sicherlich dem Verkehrsträger
Schiene. Wenn man also fragt: Was sollte man
tun? Dann ist der Monopolkommission sicherlich
zuzustimmen, dass ein Abschneiden der Ge-
winnabführungsverträge der Infrastruktursparten
an den DB Konzern wichtig wäre. Ich glaube,
damit könnte man einen Beitrag dazu leisten,
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auch den Eisenbahnverkehr zu fördern. Das
Ganze sollte auch mit einer Anreizregulierung für
die Trassenpreise in Verbindung stehen, um den
ungesteuerten Anstieg der Trassenpreise zu
verhindern. Ob der Verkauf der Transportspar-
ten, der ja auch mit vorgeschlagen ist, momentan
auf der Tagesordnung ganz oben steht, wage ich
zu bezweifeln. Deswegen klammern wir das hier
einmal aus. Dankeschön!

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Böttger! Sie
haben sich vorbildlich an die Zeit gehalten. Herr
Haucap, bitte.

Prof. Dr. Justus Haucap (Monopolkommis-
sion): Dann versuche ich das einmal nachzu-
ahmen. Vielen herzlichen Dank für die Einla-
dung. Ich freue mich, dass der Bericht der Mo-
nopolkommission auf Ihr Interesse stößt. Ich will
den Bericht jetzt nicht komplett wiederholen,
sondern nur zu drei Punkten, auch vor dem
Hintergrund der anderen vorliegenden Anträge,
noch einmal Stellung nehmen. Die Monopol-
kommission hat sich ja nicht zum ersten Mal,
sondern bereits wiederholt für eine weitgehende
Entflechtung der Infrastrukturebene und der
Transportbetriebe der Deutschen Bahn ausge-
sprochen. Wir haben in der Vergangenheit und
auch dieses Mal die Argumente sehr gut abge-
wogen, warum wir glauben das eine weitestge-
hende Entflechtung der Infrastruktur – also DB
Energy, DB Netz und DB Station & Service –
vom Transportbereich sinnvoll ist.

Wenn ich noch einmal ganz kurz darlege, was
die beiden wesentlichen Argumente sind, dann
ist es einerseits, dass durch die Entflechtung
eine Interessenkollision verhindert werden kann,
die sonst dazu führen könnte, dass Diskriminie-
rung gegenüber konzernfremden Unternehmen
vorgenommen wird. Im Bahnbereich sehen wir
das deswegen als besonders problematisch an,
weil die Diskriminierungsmöglichkeiten oft sehr
subtiler Natur sind. Selbst die preisliche Diskri-
minierung ist schon relativ schwer in den Griff zu
bekommen, weil eben eine Trasse nicht gleich
eine Trasse ist und ein sehr viel komplexeres
Entgeltregulierungssystem notwendig ist, als
zum Beispiel im Energiesektor oder auch im
Telekommunikationssektor. Außerdem kann es
auch sehr viele Formen der nichtpreislichen
Diskriminierung geben. Die Steuerung von In-
vestitionsanreizen, die Einrichtung von Lang-
samfahrstellen und was man sich möglicher-
weise noch alles ausdenken kann. Das ist für
einen Regulator letztendlich sehr, sehr schwer
zu kontrollieren, wenn man diesen nicht gigan-
tisch aufblähen will. Deshalb denken wir, dass
die saubere Lösung wäre, hier eine Entflechtung
vorzunehmen.

Der zweite Aspekt und das wichtigste Argument,
dass typischerweise gegen eine Entflechtung
angeführt wird, nämlich dass es die Investiti-
onsanreize eines Unternehmens hemmen
könnte, greift aus unserer Sicht nicht. Was in der
ökonomischen Theorie und auch in der Praxis
richtig ist, gilt nach unserer Einschätzung nicht
für den Eisenbahnsektor in Deutschland. Diese
Annahme mag seine Berechtigung im Tele-
kommunikationsbereich und auch im Energie-
bereich haben, wo tatsächlich fast sämtliche
Investitionen privat finanziert werden. Wir haben
aber im Eisenbahnsektor eine ganz andere
Situation vorliegen. Dort wird nämlich der ganz
große Teil der Investition im Ergebnis vom
Steuerzahler bezahlt. Letztendlich wird damit
zumindest indirekt vom Bundestag entschieden,
wie viel investiert wird. Deshalb ist hier also die
Organisationsform – also die Trennung zwischen
Infrastruktur und Transport – gar nicht so wichtig,
wie das in anderen Bereichen der Fall ist. Also
das Argument, dass dadurch die Investitions-
anreize flöten gehen – mal so salopp gesprochen
– zieht im Bahnsektor sehr viel weniger als im
Energie- und im Telekommunikationssektor.
Deswegen ist die Monopolkommission hier auch
zu einer ganz anderen Einschätzung gelangt.

Das sind die beiden wichtigsten Argumente. Wir
denken, dass es kurzfristig zumindest sinnvoll
wäre, die Gewinnabführungsverträge zu kappen.
Mittelfristig wäre es sicherlich gut, wenn man den
möglicherweise entstehenden Interessenskon-
flikt so weit es geht auflösen könnte. Da die
Infrastruktur im staatlichen Besitz bleiben soll,
wäre es dann sinnvoll die Transportsparten zu
veräußern, damit das wirklich möglichst weit-
gehend getrennt ist. Man kann dann sicherlich,
wenn einem das zu gewagt erscheint, auch noch
differenzieren, ob man sich nicht zuerst zum
Beispiel den Güterverkehr vorknöpft. Ein inter-
nationales Logistikunternehmen wie DB
Schenker Logistics, das in 140 Ländern dieser
Welt mit – ich weiß nicht wie vielen tausend –
Mitarbeitern unterwegs ist, ist auch sicherlich
sehr weit weg von dem, was die meisten unter
Daseinsvorsorge verstehen würden. Da sehe ich
relativ wenig Marktversagen in diesem Bereich
und keine Rolle für den Staat. Das wäre relativ
leicht privatisierbar, aus Sicht der Monopol-
kommission.

Der dritte Punkt betrifft das von uns angespro-
chene Eisenbahnbundesamt. Vielleicht darf ich
hier darauf hinweisen, dass in den Anhörungen,
die die Monopolkommission mit der Bahn aber
auch mit Wettbewerbsunternehmen durchführt,
noch nie soviel Kritik am Eisenbahnbundesamt
geübt worden ist, wie in der Vorbereitung für
diesen Bericht. Es hat uns mit großer Sorge
erfüllt, dass auch die Wettbewerber wenig Pla-
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nungssicherheit haben, ob sie im nächsten Jahr
tatsächlich noch mit ihren Zügen fahren können.
Das ist für den Wettbewerb natürlich keine be-
sonders günstige Entwicklung. Wir möchten
daher anregen, darüber nachzudenken, ob man
nicht auch Teile dessen, was das Eisenbahn-
bundesamt macht, an andere Einrichtungen, wie
zum Beispiel den TÜV oder ähnliche staatlich
zertifizierte, akkreditierte und überwachte Insti-
tutionen übergeben kann.

Mein letzten Punkt: Die 500 Millionen Euro
Zwangsdividende, das war kein Aspekt den wir in
dem Bericht der Monopolkommission explizit
adressiert haben. Der Anteilseigner ist ja frei, mit
dem Geld zu tun was er will. Ich würde aber
anregen, anstatt das einfach direkt bei der Bahn
zu lassen, dann doch darüber nachzudenken, ob
man nicht die LuFV verändert und möglicher-
weise aufstockt, wenn man mehr in diesen Be-
reich investieren möchte.

Michael Holzhey (KCW GmbH): Vielen Dank,
Herr Vorsitzender, für die Einladung. Drei Minu-
ten sind eine harte Restriktion. Da versuche ich
es jetzt einmal in aller Kürze. Ich wollte mir aus
didaktischen oder dialektischen Gründen die
gemeinsame Erklärung der Herren Felcht,
Ramsauer, Grube und Kirchner vornehmen, die
vor kurzem veröffentlicht wurde. Weil das ja ein
schöner Anlass ist, daran festzumachen, mit
welchen Argumenten die Integration befürwortet
wird.

Wegen der Beschränkung auf drei Minuten greife
ich mir nur drei der Thesen heraus. Erste These:
Die integrierte Struktur der Deutschen Bahn hat
sich als wirtschaftlich erfolgreiches und effizien-
tes Modell in Europa bewährt. Da stelle ich die
Frage: Für wen? Ausschließlich für die DB AG
und sicher nicht für die Bahnfahrer und für den
Steuerzahler! Zweitens muss man fragen: Was
ist das Kriterium der wirtschaftlichen Effizienz?
Ist es die DB insgesamt? Dann kann ich nur
immer wieder darauf hinweisen: Die Rendite des
Konzerns kommt maßgeblich aus dem gemein-
wirtschaftlichen Feld, vor allen Dingen aus dem
Schienenpersonennahverkehr. Schauen Sie
sich die Renditen, die innere Struktur zwischen
eigenwirtschaftlich und gemeinwirtschaftlich an,
dann haben Sie den komischen Gegensatz, dass
Fern- und Güterverkehr als vermeintlich eigen-
wirtschaftliche Bereiche die geringere Rendite
erwirtschaften. Das ist die Umkehrung der
Marktlogik. Wenn Sie sagen, das es die
EIU-Gewinne sind, die jetzt ja aufgebaut werden
sollen, muss man sagen: Na, wenn es so ist,
dann kann man es auch umdrehen. Erstens
käme es dann aus der Ressource der Monopols -
und dann könnte man es eben auch in einem
unabhängigen Modell organisieren. Stattdessen

sind meine Befunde, dass wir erhebliche Quali-
tätsprobleme im Netz haben, die – glaube ich –
Herr Böttger schon angesprochen hat, und das
soll an dieser Stelle genügen. Ich stelle auch
fest, dass die Deutsche Bahn liebend gern in
Großbritannien investiert, also in einem ge-
trennten Modell. Das spricht aus meiner Sicht
dafür, dass das gar nicht so uninteressant sein
kann für die Kapitalbeschaffung.

Die zweite These ist, durch die integrierte
Struktur werde die Finanzierung der Schiene
ermöglicht, die allein bis 2015 zusätzlich eine
Milliarde Euro für den Bedarfsplan bringe. Die
Aussage macht mich ratlos – muss ich offen
gestehen. Denn abgehoben wird wohl offenbar
auf die Dividende. Die kommt – wie gesagt –
eigentlich, wenn man das prozentual sieht, aus
ganz anderen Bereichen. Die Transportgesell-
schaften wären, nach bisheriger Struktur, locker
in der Lage das selber beizusteuern. Man muss
ja sagen: Wenn es umgekehrt wäre, wenn also
die These wäre, sobald man die Integration
wegnähme, wären die Transportgesellschaften
nicht mehr lebensfähig oder zumindest nicht
dividendenzahlungsfähig, dann wäre das auch
eine interessante These. Das wäre nämlich ein
Offenbarungseid und eine Bestätigung dessen,
dass eine Integration offenbar Vorteile ver-
schafft. Wie gesagt: Wenn das Netz das laut
Cash-Flow – vor allen Dingen laut Cash-Flow-
Planung – sogar deutlich mehr beisteuert, als es
selber an Eigenmitteln aufbringen muss..., wenn
es dazu in der Lage ist, dann kann es das
selbstverständlich auch in einem unabhängigen
Modell.

Letzte These: Die integrierte Struktur stehe der
Entwicklung des Wettbewerbs nicht entgegen.
Eindrucksvolle Bestätigung für diese These
seien die wachsenden Marktanteile der Wett-
bewerber. Nun ja: Die Marktanteile der Wett-
bewerber wachsen langsam, im Schienenper-
sonenverkehr liegen sie nach 15 Jahren mal
gerade bei 24 Prozent - wohlgemerkt der Be-
triebsleistung, was eigentlich kein Kriterium ist.
Der Schienengüterverkehr ist ein relatives Er-
folgsmodell, aber betrachten Sie das auch da
einmal qualitativ. Da wo es gerade interessant ist
und wo man den Wettbewerb braucht, haben Sie
genau das eben nicht. Das gilt zum Beispiel für
bestimmte Teile des Ganzzugverkehrs, nach wie
vor bei den ganz großen Verladern oder eben
auch im Einzelwagenverkehr – da mit der Be-
sonderheit der Infrastruktur. Es bleibt aber im
Fernverkehr dabei: Niemand investiert in einen
Bereich mit Risiko und in großer Höhe, wenn Sie
Spieler und Schiedsrichter zugleich sind. Das ist
einfach so, das ist ein zu riskantes Modell, das
Sie einem headquarter im Ausland nicht vermit-
teln können. Die entscheidende Botschaft ist
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also: Es ginge noch viel mehr. Es mag ja sein,
dass der Marktanteil schon ganz ordentlich ist,
aber in einem unabhängigen Netzmodell – und
das ist nicht identisch mit Trennung – wäre mehr
möglich. Unabhängigkeit würde erst einmal
bedeuten, zu „entherrschen“. Also den Finan-
zierungskreislauf wirklich zu stärken und zu
einem echten Kreislauf zu entwickeln. Und
zweitens, was immer unterschätzt wird, bedeutet
es, das Herrschaftswissen zu brechen. Also den
Netzvorstand oder den Station & Service Vor-
stand wirklich in eine Selbständigkeit zu entlas-
sen, die ihm auch im eigenen, dann noch
„Rest“-Haus eine ganz andere Kraft verleiht. Auf
der personellen Ebene bliebe es institutionell
geklammert, damit das auch nicht dem internen
Arbeitsmarkt widerspricht. Das ist das Wesent-
liche! Dann würden auch plötzlich ganz andere
Erkenntnisse zu Tage kommen. Tatsächlich, ich
kann bisher kein Argument erkennen, das für die
Integration spricht. Ich glaube, dass die Dynamik
dieses Landes und die Schiene es brauchen
durch ein Unabhängigkeitsmodell noch stärker
entfacht zu werden. Vielen Dank!

Vorsitzender: Vielen Dank! Langsam nähern wir
uns von der Zeit her der Verspätungsregelung
der DB AG an… Versuchen wir es mal wieder in
drei Minuten!

Dr. Thomas Kaufmann (EU-Generaldirektion
Mobilität und Verkehr): Ich möchte einen kur-
zen Überblick über die Standpunkte der Kom-
mission zu den Themen geben, die hier be-
sprochen werden und vor allem über die Art und
Weise, wie sich das in den verschiedenen Ver-
fahren niederschlägt. Wir haben auf der Grund-
lage des so genannten Ersten Eisenbahnpakets
von 2001, was die institutionelle Grundlage der
Liberalisierung des Eisenbahnverkehrs in Eu-
ropa darstellt, eine Reihe von Vertragsverlet-
zungsverfahren eingeleitet. Bezüglich der Bun-
desrepublik Deutschland befindet sich das Ver-
fahren jetzt am Ende des schriftlichen Verfah-
rens. Es steht also noch die mündliche Anhörung
vor dem Gerichtshof und der Schlussantrag des
Generalanwalts aus, bis wir dann hier eine Ent-
scheidung durch den Gerichtshof bekommen
werden. Dabei geht es um vier Punkte. Zum
einen die fehlende Unabhängigkeit des Infra-
strukturbetreibers, was die wesentlichen Funk-
tionen betrifft; zweitens die fehlende Anreizregu-
lierung; drittens der Verstoß gegen die Entgelt-
grundsätze, insbesondere mit Blick auf das
Prinzip der Berechnung der Trassenentgelte
nach den direkten Kosten bzw. Grenzkosten;
viertens die Auskunftsrechte des Eisenbahnre-
gulierers.

Hinsichtlich des ersten Themas, das hier zurzeit
diskutiert wird, also der Unabhängigkeit der

wesentlichen Funktionen eines Eisenbahninfra-
strukturbetreibers: Die wird in den Richtlinien so
geregelt, dass es sich dabei um Stellen handeln
muss, die nicht nur rechtlich und organisatorisch,
sondern auch in ihrer Entscheidungsfindung vom
Eisenbahnunternehmen unabhängig sind. Die
Kommission ist der Auffassung, dass dies in
Deutschland nicht der Fall ist. Es gibt zwar eine
rechtliche Unabhängigkeit des Netzbetreibers
DB Netz von der DB Holding und ihren Ver-
kehrstöchtern. Allerdings kann von einer Unab-
hängigkeit bei der Entscheidungsfindung nicht
gesprochen werden, aufgrund der zahlreichen
Möglichkeiten, die die Holding hat, diese Ent-
scheidungsfindung auch auf informelle Art und
Weise zu beeinflussen. Also vor allem natürlich
durch die Tatsache, dass die Holding über den
Aufsichtsrat der DB Netz deren Vorstand ernennt
und entlässt und auf der Managementebene ein
häufiger Personalwechsel zwischen der Holding
und den Töchtern stattfindet. Das bewirkt natür-
lich eine Identifizierung mit den geschäftlichen
Zielen der Holding auch bei den Managern der
Infrastrukturgesellschaft. Auch wenn im Gesetz
Regelungen vorhanden sind, die zum Beispiel
sagen, dass keine Anweisungen befolgt werden
dürfen, so ist dies – angesichts der Tatsache,
dass derjenige Manager, der einerseits diese
Anweisungen nicht ausführen soll, anderseits
aber von der Holding ernannt und entlassen wird
– eine relativ schwache Vorsichtsmaßnahme.

Der Ausschuss hat mich auch gebeten zu dem
Gutachten der Monopolkommission Stellung zu
nehmen. Es ist – glaube ich – deutlich geworden,
schon aus dem, was Herr Haucap gesagt hat,
dass bei einer solchen Konstruktion des inte-
grierten Konzerns zahlreiche Diskriminierungs-
möglichkeiten oder sogar Anreize bestehen. Der
Infrastrukturbetreiber muss ja die geschäftlichen
Ziele des Konzerns erfüllen. Er muss also zu
dem Ergebnis des Konzerns, beitragen und das
kann auf zweierlei Art und Weise passieren.
Entweder indem die Gewinne der Infrastruktur
dadurch gefördert werden, dass möglichst viele
Betreiber die Infrastruktur nutzen oder aber
indem man dafür sorgt, dass die Marktanteile der
Wettbewerber möglichst niedrig bleiben, damit
sich insgesamt ein höheres Ergebnis für die
Holding ergibt. Es gibt also hier einen Anreiz, den
Konzerngewinn zu maximieren, indem über die
Zugangspolitik die Wettbewerber auf den
Transportmärkten diskriminiert werden. Dafür
hat die Monopolkommission eine ganze Reihe
von Möglichkeiten genannt. Die Möglichkeiten
sind im Eisenbahnbereich sehr zahlreich. Das
betrifft nicht nur die Trassenvergabe, die Bau-
stellenplanung, die Trassenpreisgestaltung, den
Bahnstrom und den Zugang zu Bahnhöfen,
sondern auch zum Beispiel den Ausbau und die
Stilllegung von Strecken. Aber unser Verfahren
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betrifft – wie gesagt – zurzeit nur die sogenann-
ten wesentlichen Funktionen. Das ist der Tras-
senzugang und die Trassenbepreisung. Aller-
dings hat die Kommission angekündigt, Ende
2012 einen weiteren Vorschlag vorzulegen, der
darauf gerichtet ist, dass über diese wesentli-
chen Funktionen hinaus eine weitere Trennung
von Netz und Betrieb vorgeschlagen werden
wird. Wie das genau aussieht, das wird auch von
einer Folgenabschätzung abhängen, die derzeit
in Auftrag gegeben wird.

Nur noch ein ganz kurzes Wort zum zweiten
Komplex. Also dazu, was hier unter dem Stich-
wort Gewinnabführung diskutiert wird. Hier gibt
es die Regel in der Richtlinie, dass öffentliche
Gelder zugunsten eines der Bereiche Infra-
struktur und Betrieb nicht auf den anderen über-
tragen werden dürfen. Auch die Trassenentgelte
dürfen nur für die Kosten der Infrastruktur ver-
wendet werden. Dies muss in der Rechnungs-
führung selbst, also in der Darstellung zum
Ausdruck kommen. Hier hat die Kommission
noch kein Vertragsverletzungsverfahren einge-
leitet. Wir haben diesen Komplex aus den an-
deren Vertragsverletzungsverfahren herausge-
löst und eine Studie in Auftrag gegeben, die im
Jahre 2009 zu dem Ergebnis gekommen ist,
dass unter anderem Deutschland diese Regeln
nicht erfüllt. Aufgrund dieser Studie haben wir
jetzt Auskunftsverlangen an einzelne Mitglied-
staaten geschickt. Das war es von meiner Seite.

Vorsitzender: Vielen Dank! Also die Abfolge
war: Zweimal drei Minuten, dann vier, dann fünf
und jetzt sechs Minuten. Ich hätte die Bitte, dass
es nicht so fortgesetzt wird.

Alexander Kirchner (Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft EVG): Vielen Dank, Herr
Vorsitzender. Ich möchte nur feststellen, dass
die Trennungsbefürworter für die Verspätung
sorgen und nicht die Trennungsgegner. Ich
möchte einmal gleich zu Beginn festhalten, dass
ich glaube, dass in dieser ganzen Trennungs-
diskussion, die jetzt geführt wird, eher Nebel-
kerzen geworfen werden und von den wahren
Problemen, die wir im Verkehrssektor und der
Schiene haben, abgelenkt wird. Da bilden oft
sachfremde Erwägungen die Grundlage. Die drei
Anträge, die heute hier behandelt werden, be-
fassen sich ja in erster Linie mit dem Winter-
chaos. Das hat mit der Frage der Trennung
wenig zu tun. Im Gegenteil, mit einer Trennung
würde das Winterchaos noch größer werden. Die
Ursachen des Winterchaos im letzten Jahr und
davor waren Probleme, die die Bahnen zu ver-
antworten haben, die die Bahnindustrie zu ver-
antworten hat und die auch die Politik mit ver-
ursacht hat. Bei den Bahnen ist es insbesondere
natürlich der ständige Zwang zur Optimierung

des Systems, das zu wenige Anlagen, zu wenige
Fahrzeuge, zu wenig Personal und nicht aus-
reichend integrierte Strukturen bedeutet und
dann zu den Problemen im Winter führt. Die
Bahnindustrie ist nicht in der Lage, ausreichend
dauerfeste, ausgereifte Fahrzeuge zur Verfü-
gung zu stellen. Die Politik ist für eine Unterfi-
nanzierung der Infrastruktur verantwortlich. Nur
um einmal eine Zahl zu nennen: In der Schweiz
werden über 308 Euro pro Kopf und Jahr aus-
gegeben für die Infrastruktur. In Deutschland
sind es nur 53 Euro. Der Wettbewerb im Schie-
nenpersonennahverkehr wird nur über die Kos-
ten und nicht über die Qualität geführt, so dass
dann letztendlich zu wenig Ersatzfahrzeuge, zu
wenig Ersatzteilhaltung und zu wenig Personal
da sind, um in Ausnahmesituationen – wie im
Winter – dann einen stabilen Verkehr sicherzu-
stellen.

In der ideologisch geführten Trennungsdiskus-
sion wird ja unterstellt, dass mit der Trennung
mehr Wettbewerb gegeben wäre und mit mehr
Wettbewerb automatisch besserer, billigerer
Verkehr geleistet werden kann. Ich möchte
einmal bewusst die rechtlichen Bewertungen
außen vorlassen, denn hier sind wir im Parla-
ment – oder im Ausschuss des Parlamentes –
und hier gilt das Primat des Handelns. Deshalb
führt die rechtliche Diskussion nicht weiter. Aber
wenn man sich einmal Trennungen in anderen
Ländern anschaut, dann stellt man fest, dass es
diesen Zusammenhang, den ich vorhin ge-
schildert habe, gar nicht gibt. Im Gegenteil: Dort
wo es eine Trennung gibt, hat das nicht unbe-
dingt zu mehr Wettbewerb geführt. Schauen Sie
nach Frankreich: Trotz Trennung gibt es dort
keinen oder kaum Wettbewerb. Davon auszu-
gehen, dass dort, wo Wettbewerb ist, automa-
tisch der Verkehr billiger und besser funktioniert
und für den Steuerzahler auch billiger ist, ist auch
falsch. Schauen Sie nach England: Gerade das
Gegenteil ist dort der Fall. Wenn man in die
Schweiz schaut, die wohl als Vorbild für den
Schienenverkehr in Europa gilt, dann stellt man
fest, dass wir dort ein integriertes System haben.
Das deutsche Modell ist ein Mittelweg. Unsere
Auffassung ist, dass man eine ideologisch freie
Diskussion über die Frage führen muss, wie
Verkehr in Deutschland weiterentwickelt wird.
Dann sollte man den Schienenverkehr insge-
samt betrachten und sich die Rahmenbedin-
gungen anschauen. Wir sind der Auffassung,
dass wir keine Trennungsdiskussion brauchen.
Wenn wir mehr Wettbewerb und fairen Wettbe-
werb haben und ausbauen wollen, dann geht
das über die Instrumente der Regulierung. Und
über diese Themen der Regulierung sollte man
weiter reden. Soweit vielen Dank.
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Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Kirchner! Fast
pünktlich… Herr Lutz.

Dr. Richard Lutz (Finanzen und Controlling
der DB AG und der DB ML AG): Vielen Dank
für die Einladung. Ich versuche es auf vier
Kernaussagen zu reduzieren und fange mit einer
– auch politischen – an. Die Bahnreform ist ein
Erfolg und wir würden uns manchmal mehr Un-
terstützung aus der Politik wünschen, dies auch
als ihren eigenen Erfolg zu vereinnahmen. Denn
die wesentlichen Elemente sind eigentlich in der
damaligen Bahnstrukturreform angelegt. Die
Bahnreform sollte mehr Verkehr auf die Schiene
bringen und die Haushaltsbelastung des Bundes
reduzieren. Beides ist erreicht worden. Wir ha-
ben eine Renaissance der Eisenbahn in diesen
letzten 17 Jahren erlebt, die wir in den vierein-
halb Jahrzehnten davor nicht erlebt haben.
Sinkende Marktanteile und sinkende Verkehrs-
leistungen – dieser Trend wurde durch die Bahn-
reform umgekehrt. Wenn man beides miteinan-
der kombiniert, also sich die Haushaltsbelastung
pro Verkehrsleistung ansieht, dann erkennt man
– auch im europäischen Vergleich –, dass wir in
Deutschland ein ausgesprochen effizientes
Gesamtsystem haben. Zweite Aussage: Der
Wettbewerb in Deutschland funktioniert – auch
aus europäischer Perspektive – vorbildlich. Wir
haben zurzeit mehr als 300 konzernexterne
Bahnen, die die Infrastruktur nutzen. Deren
Marktanteil beträgt 19 Prozent über die letzten
Jahre. Es gibt dabei eine durchschnittliche jähr-
liche Steigerung von 25 Prozent. Dieser Trend
geht ganz eindeutig weiter. Das ist auch im
europaweiten Vergleich absolut vorbildlich und
wir würden uns manchmal in anderen Ländern
vergleichbare Markt- und Wettbewerbsbedin-
gungen wünschen.

Dritte Aussage: Der DB Konzern ist gut aufge-
stellt. Wir haben seit 1994 das Ergebnis und den
Cash-Flow gesteigert und sind mittlerweile in der
Lage, die für das Geschäft erforderlichen Inves-
titionen aus eigener Kraft zu finanzieren. Darüber
hinaus können wir inzwischen auch die Ver-
schuldung, die viel mit dem Abbau des Investi-
tionsrückstaus aus der Behördenzeit von über
125 Milliarden zusammenhängt, zurückführen.
Auch das ist ein Erfolg der Bahnreform, weil die
Bahnreform erreichen sollte, dass sich die Bahn
von einem Kostgänger des Bundeshaushalts zu
einem wirtschaftlich erfolgreichen Unternehmen,
das finanziell auf eigenen Füßen steht, entwi-
ckelt. Wir sind durchaus stolz darauf, dass wir
wegen dieser finanziellen Stabilität und der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit in der Lage
sind, auch unseren Beitrag zu Infrastrukturin-
vestitionen zu leisten. Das sind etwa eine Milli-
arde Euro im Durchschnitt der letzten 17 Jahre.
Das haben damals die Modellrechnungen zur

Bahnreform übrigens nicht vorgesehen. Vierte
Aussage, quasi als Zusammenfassung: Weil es
erstens eine erfolgreiche Bahnreform gab,
zweitens auch aus europäischer Perspektive ein
funktionierender Wettbewerb besteht und die DB
drittens ein wirtschaftlich erfolgreiches Unter-
nehmen ist, das seinen Beitrag zur Infrastruktur-
finanzierung leistet, gibt es aus unserer Sicht
keinen Anlass, die bewährte Organisations-
struktur des Konzerns zu ändern. Das gilt für die
teilweise diskutierte Beendigung der Ergebnis-
abführungsverträge ebenso, wie für die voll-
ständige Herauslösung der Infrastruktur aus dem
Konzernverbund. Aus ökonomischer Perspekti-
ve macht das keinen Sinn und aus rechtlicher
Perspektive gibt es dafür keine Notwendigkeit.
Ich sage ganz ausdrücklich, dass wir sehr froh
und dankbar darüber sind, dass wir hier völliges
Einvernehmen mit der Bundesregierung haben,
die exakt diese Position auch im laufenden Ver-
tragsverletzungsverfahren einnimmt. Aus der
Perspektive der Mitarbeiter – auch das muss,
glaube ich, gesagt werden, Herr Kirchner hat das
am Rande schon erwähnt – wäre es ein Rück-
schlag für den sozialen Frieden dieses Unter-
nehmens und die bislang gelebte Beschäfti-
gungssicherung, insbesondere im konzernwei-
ten Arbeitsmarkt. Aus unserer Sicht ein klares
Fazit: Es gibt keinen Anlass für Experimente und
Abenteuer mit deutlich ungewissem Ausgang!
Vielen Dank.

Vorsitzender: Vielen Dank! Herr Säcker, bitte.

Prof. Dr. Dr. Dr. h.c. Franz Jürgen Säcker
(Freie Universität Berlin): Sehr geehrter Herr
Vorsitzender. Von mir als Juristen können Sie
nur juristische Feststellungen erwarten. Ich will
hier drei Feststellungen machen. Erstens: Ein
wirksamer, effektiver Wettbewerb der europäi-
schen Eisenbahnverkehrsunternehmen setzt
natürlich einen diskriminierungsfreien Zugang zu
den Eisenbahninfrastrukturnetzen voraus. Die-
ses Ziel kann, wie das Erste Eisenbahnpaket
sagt, nur durch Unbundling erreicht werden. Da
werden wir zwar kein Ownership - Unbundling
haben – das war Gegenstand der Diskussion, ist
aber nicht durchgesetzt worden – wohl aber ein
effektives, funktionelles Unbundling, damit die
Netzgesellschaft neutral über Trassenentgelte
und Netzzugang entscheiden kann. Die bishe-
rige Praxis hat dem nicht voll entsprochen. Das
hat auch das Bundesverwaltungsgericht festge-
stellt. Aus dem gleichen Grunde läuft auch das
EU-Vertragsverletzungsverfahren, das eigentlich
entbehrlich wäre, wäre der Brüsseler Kompro-
miss korrekt umgesetzt worden. Um die Neutra-
lität der Infrastrukturgesellschaften zu sichern, ist
– aus meiner Sicht – eine Beendigung der Be-
herrschungs- und Gewinnabführungsverträge
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unverzichtbar. Dies schon allein, um den Ver-
dacht der Kollusion zu vermeiden.

Meine zweite These: Um die Trassenentgelte
vernünftig, angemessen und transparent zu
gestalten, scheint mir nach der Erfahrung der
Energieregulierung – der dortigen Anreizregu-
lierung – auch im Eisenbahnbereich die Schaf-
fung einer Anreizregulierung notwendig und
wettbewerbspolitisch wünschenswert zu sein.
Drittens: Vermieden werden muss aber auch
eine indirekte Förderung der Verkehrsgesell-
schaften der DB AG, dadurch, dass die Netz-
gesellschaften Gewinnausschüttungen, die nicht
gerechtfertigt sind, an die DB AG vornehmen.
Erst die Finanzierung der Investitionen mit
Baukostenzuschüssen erlaubt die Ausschüttung
von Gewinnen an die DB AG. Ob das nicht eine
versteckte Beihilfe ist, müsste noch einmal
gründlich überprüft werden und wird auch von
der EU-Kommission überprüft werden. Die Fi-
nanzierungsstruktur muss also noch einmal neu
durchdacht werden.

Vorsitzender: Vielen Dank! Damit kommen wir
zu den Fragen der Fraktionen. Herr Kollege
Lange, Sie haben das Wort. Wie gesagt, die
Regel lautet: Maximal zwei Fragen an maximal
zwei Experten.

Abg. Ulrich Lange: Herr Vorsitzender, sehr
geehrte Damen und Herren Sachverständige.
Zunächst danke für die Kurzberichte, mit nur
minimaler Verspätung… Ich möchte zunächst
einmal festhalten, Herr Dr. Lutz, ich glaube es
bestreitet niemand von uns, dass die Bahnreform
grundsätzlich richtig und ein Erfolg war. Trotz
gewisser Irrungen und Wirrungen der Meh-
dorn-Zeit. Jetzt glaube ich, geht es schon darum,
dass wir aufgrund des Berichtes der Monopol-
kommission gewisse Weiterentwicklungen in
Angriff nehmen. Ich habe deswegen zwei Fra-
gen, zunächst an Herrn Dr. Kaufmann von der
EU-Kommission. Die eine ist ganz einfach, zu-
mindest von der Frage her. Ich weiß nicht, ob die
Antwort auch so einfach ist: Können Sie uns
vielleicht kurz skizzieren, unter welchen Bedin-
gungen eine Holding-Struktur für die Kommis-
sion überhaupt grundsätzlich vorstellbar wäre?
Das ist der erste Teil der Frage. Der zweite Teil
ergibt sich aus den Vertragsverletzungsverfah-
ren: Würde nicht doch ein Ländervergleich in-
soweit interessieren, als das Deutschland im
Liberalisierungsindex immerhin auf Platz 3 steht,
wenn ich es richtig nachvollzogen habe? So dass
zwar von Ihrer Seite, wie auch von der Mono-
polkommission grundsätzlich Diskriminierungs-
möglichkeiten und Potenziale genannt werden,
aber letztlich die Untermauerung – zumindest in
dem, was mir hier vorliegt – ein bisschen fehlt.
Das ist für mich eher eine theoretische Auflis-

tung, die ich doch bitte, etwas zu untermauern
und vielleicht mit anderen Ländern zu verglei-
chen und insbesondere auch zu berücksichtigen,
wie es mit Drittbahnen in anderen EU-Ländern
ausschaut. Das war der erste Komplex.

Meine zweite Frage geht an Herrn Dr. Lutz: Ich
hätte gerne noch einmal eine Stellungnahme
zum konzerninternen Arbeitsmarkt gestellt. Das
ist ein wichtiger Punkt. Außerdem haben Sie in
Ihrer schriftlichen Stellungnahme ausgeführt,
dass den besonderen Gegebenheiten des Ei-
senbahnsektors in dem Gutachten der Mono-
polkommission zu wenig Beachtung geschenkt
werde. Insbesondere, dass Sie die Trassenp-
reise nicht beliebig erhöhen könnten wegen des
intermodalen Wettbewerbs. Wenn Sie dazu
vielleicht auch noch ausführen, wie Sie zu dieser
These kommen. Ich danke und freue mich auf
die Antworten.

Vorsitzender: Vielen Dank! Aber noch einmal
zur Klarstellung: Wir haben ausgemacht und in
allen Fraktionen abgestimmt, dass es maximal
zwei Fragen an maximal zwei Experten sein
dürfen. Ursprünglich waren wir sogar noch
strenger. Danach durften nämlich maximal zwei
Fragen an einen Experten oder eine Frage an
zwei Experten gestellt werden. Das waren jetzt
drei Fragen an zwei Experten. Wenn das alle so
handhaben, laufen wir völlig aus der Zeit. Des-
halb meine Bitte: Zwei Fragen an maximal zwei
Experten. Da muss auch niemand protestieren.
Ich habe bei der letzten Obleuterunde noch
einmal nachgefragt und da waren alle Frakti-
onsvertreter einstimmig dafür, dass ich es so
handhabe. Es bestand auch Übereinstimmung,
dass ich, wenn es nicht so gehandhabt wird,
streng durchgreife. Sonst kommen nämlich die
anderen nicht mehr rechtzeitig an die Reihe. Herr
Kaufmann: Sie können sich eine von den beiden
Fragen aussuchen. Herr Lutz: Bei Ihnen war es
nur eine Frage. Ich bitte Herrn Kaufmann, mit der
Beantwortung zu beginnen.

Dr. Thomas Kaufmann (EU-Generaldirektion
Mobilität und Verkehr): Also, ich suche mir
vielleicht die erste Frage aus. Unter welchen
Voraussetzungen könnte sich die Kommission
eine vertragsgemäße Umsetzung vorstellen? Wir
haben ja im Jahr 2006 eine Mitteilung zum
Ersten Eisenbahnpaket herausgegeben, wo wir
in Anlage 5 die Kriterien genannt haben. Das
sind im Prinzip ähnliche Kriterien, wie sie beim
Dritten Energiepaket für das Verhältnis zwischen
dem Leitungsbetreiber und dem Energieprodu-
zenten vorgesehen sind. Dort haben wir das-
selbe Problem des Interessenkonfliktes. Wichtig
ist eben, dass die Holding keinen Zugriff auf die
Entscheidungsträger des Infrastrukturunter-
nehmens hat. Das gilt vor allem bei der Perso-
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nalpolitik, bei der Ernennung und Entlassung. Es
kann nicht sein, dass ein Manager der Infra-
struktursparte entlassen werden kann, weil er
den Zielen der Holding nicht entspricht. In die-
sem Fall haben wir keine Unabhängigkeit bei den
Entscheidungen. Es kann nicht sein, dass die
Manager zwischen den beiden Bereichen und
den Verkehrstöchtern hin und her wechseln.
Zum Beispiel muss auch das Personal getrennt
sein. Es darf keine Doppelmitgliedschaften in
den Vorständen geben. Also, es gibt eine ganze
Reihe von Umständen, die wir auch im Ver-
tragsverletzungsverfahren genannt haben, die
erfüllt sein müssen, damit wir uns vorstellen
können, dass eine Holding diese Unabhängig-
keitsvoraussetzungen erfüllt. Im Grunde ist das
nichts Neues, weil das für die Energie bereits
derzeit so umgesetzt wird. Das ist dort die gel-
tende Richtlinie. Ich glaube die Umsetzung ist
auch so vorgesehen. Manchmal kommt ja das
Argument: Das geht gar nicht, dann gibt es keine
Holding-Struktur. Dann muss man sich fragen:
Warum geht es im Energiebereich? Da gibt es
auch die Holding-Struktur und dort ist es an-
scheinend möglich. Also letztlich läuft es darauf
hinaus, dass wir eine reine Finanzholding haben,
wo die Holding nur eine Kapitaleinlage hat, sich
aber nicht in die Unternehmensführung ein-
mischt. Dies gilt jedenfalls soweit die wesentli-
chen Funktionen, also Trassenpreise und Tras-
senzuweisungen, betroffen sind.

Dr. Richard Lutz (Finanzen und Controlling
der DB AG und der DB ML AG): Ich würde mir
die zweite Frage zu dem Thema Trassenpreise
aussuchen, wenn ich darf. Dies deshalb, weil
vielleicht später noch Herr Kirchner zu dem
Thema konzernweiter Arbeitsmarkt im Zweifel
auch viel authentischer Antwort geben kann. Der
Punkt ist in der Tat richtig. Es gibt nur eine Inf-
rastruktur und nur einen Infrastrukturbertreiber in
Deutschland. Trotz allem sagen wir, dass, um
das Wettbewerbsthema richtig zu beurteilen,
auch die nachgelagerten Verkehrsmärkte be-
achtet werden müssen. Dort ist der Verkehrs-
träger Schiene eben in einer intramodalen
Konkurrenzsituation zur Straße, zu Binnen-
schifffahrt und auch zur Luftfahrt. Wenn das nicht
so wäre, müsste man sich ja wundern, warum die
Ergebnissituation in der Netz AG so ist, wie sie
ist. Wir haben dort bis einschließlich 2006 Ver-
luste geschrieben. Wir haben bis zum heutigen
Tag – und das muss man immer im Kopf behal-
ten, wenn man absolute Ergebniszahlen ge-
wichtet und wertet – eine Rendite, die auch
deutlich unterhalb der Vorstellung ist, die die
Netzagentur als Kapitalkosten anerkennt. Das ist
einfach deshalb so, weil wir die nachgelagerten
Verkehrsmärkte im Blick gehabt haben und auch
weiterhin haben werden, um eben auch tatsäch-
lich Verkehr auf die Schiene zu verlagern. Des-

halb haben wir lange Jahre erst einmal unsere
Hausaufgaben gemacht, was unsere Kosten-
strukturen angeht, weil wir Verkehr auf die
Schiene verlagern wollen. Das war einer der
Erfolgsfaktoren in der Entwicklung des Ver-
kehrsträgers Schiene in Deutschland.

Abg. Uwe Beckmeyer: Es haben hier drei
Fraktionen zu Beginn des Jahres Anträge ge-
stellt, die heute unter anderem Teil der Beratung
sind. Anträge, die Qualitätsprobleme des
Schienenverkehrs in Deutschland aufzeigen. Die
feststellen, dass der Personenfernverkehr in der
Fläche, jedenfalls in Randbereichen weitestge-
hend zu Wünschen übrig lässt und dass der
Güterverkehr an seine Kapazitätsgrenzen stößt.
Beim Modal Split – Herr Dr. Lutz, schauen Sie
sich die Zahlen an! – ist das nicht so toll, wie wir
uns das vorgestellt haben. Es ist bei Weitem
nicht das erreicht, was man sich verkehrspoli-
tisch eigentlich gewünscht hat. Insofern muss
natürlich das Thema Bahnreform 1994 auch
unter diesem Gesichtspunkt gesehen werden.
Nach 20 Jahren allemal! Das, glaube ich, ist der
entscheidende Punkt. Es geht uns auch nicht
darum, Herr Prof. Dr. Haucap, hier Renditen zu
verteilen an Private oder Dritte. Sondern es geht
uns um einen guten Fern- und Güterverkehr hier
in Deutschland. Der entscheidende Punkt ist:
Wie wird Bahnpolitik in Deutschland zukünftig
aussehen? Ist das eine reine DB-Politik, oder ist
es eine andere Politik?

Die erste Frage möchte ich an Herr Prof. Böttger
stellen und zwar im Zusammenhang mit der
Bahnreform 1994. In welchem Bereich lässt sich
aus Ihrer Sicht das Thema weiterentwickeln?
Können Sie sich Elemente der Weiterentwick-
lung vorstellen? Die zweite Frage geht an das
Bundesamt für Verkehr der Schweiz, an Frau
Breuer. Sie betrifft das Thema Netzregulator.
Das ist ja ein Schlüsselthema für alles das, was
wir hier zurzeit erleben. Können wir da von Ihnen
lernen? Gibt es da Elemente wo Sie sagen: Da
sind Sie – wenn man das vielleicht mit
Deutschland vergleicht – weiter, da gibt es Auf-
gabenstellungen, die dieser Netzregulator in der
Schweiz besser abwickelt. Gibt es Elemente, die
Sie dort von uns unterscheiden? Wir sind ja auch
hier, um etwas zu lernen und vielleicht auch
weiterzuentwickeln.

Prof. Dr. Christian Böttger (Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin): Herr Beck-
meyer, Sie haben nach der Bahnreform 1994
gefragt. Da war ja mal so vage an eine dritte
Stufe mit einer Auflösung der Holding-Struktur
und einem Verkauf der Verkehrssparten ge-
dacht. Ich glaube, das steht momentan nicht
wirklich zur Debatte. Also, die gesamte Situation
hat sich weiterentwickelt. Ich glaube, man muss
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eben einfach anerkennen, dass wir heute eine
andere Struktur haben. Sicherlich haben sich die
Erwartungen, auch an die Entwicklung des
Wettbewerbs, aus unterschiedlichen Gründen
nicht ganz erfüllt. Ich glaube aber auch, dass es
vielleicht ein Versagen der Politik gewesen ist,
auch zu wenig Renditeziele für die DB festzu-
legen. Beispielsweise argumentiert die DB für die
DB Netz AG zurzeit damit, dass sie ja eine
Rendite erwirtschaften muss. In ihren Zahlen
argumentiert die DB sogar damit, dass sie für die
zinslosen Darlehen, die sie vom Bund erhalten
hat, Renditen erwirtschaften muss. Das können
Sie implizit aus dieser Capital-Employed-Berech-
nung entnehmen. Ich glaube, die Politik kann
dieser Debatte nicht entkommen. Die Politik
muss sagen, was sie von der Bahn bzw. von der
DB AG will. Natürlich glaube ich, dass die DB AG
ein wichtiges Element der Eisenbahn in
Deutschland ist. Nur dann kann man auch ver-
nünftig fragen: Wie wollen wir den Markt organi-
sieren? Ich glaube, es gibt unterschiedliche
Formen, wie man es organisieren kann. Aber alle
Teilnehmer haben einen Anspruch darauf, dass
man die Regeln klar festlegt. Ich glaube, in den
letzten Jahren hat es zu wenig Festlegungen
gegeben. Das gilt auch, wenn Sie den Fernver-
kehr ansprechen, wo es gerade in der Fläche
eine Frustration gibt. Dort ist es eben auch so,
dass man sagt: Wir haben zur Zeit kein anderes
Ziel für den DB Fernverkehr, als dass er zum
Gewinn des Konzerns beitragen soll. Wenn man
sagt: Wir wollen aber Fernverkehr in der Fläche
haben, dann müssen wir uns überlegen wie das
geht. Das ginge entweder indem wir Subventi-
onen dafür ausloben – da zucken natürlich alle
Finanzpolitiker sofort zusammen – oder indem
wir dann vielleicht die Renditeziele für die DB
ändern. Das sind also verschiedene Möglich-
keiten, die wir haben.

Petra Breuer (Bundesamt für Verkehr,
Schweiz): Die Frage bezieht sich also auf den
Netzregulator. Ich weiß nicht, inwiefern unser
Modell übertragbar ist. Ich versuche, es einfach
kurz zu beschreiben. Wir haben verschiedene
Infrastrukturbetreiber und die haben sich in einer
so genannten Trasse-Schweiz AG zusammen
geschlossen. Die ist unabhängig von den Infra-
strukturen, hat eine eigene Geschäftsführung
und macht die Trassenzuteilung, die Netzfahr-
plangenehmigung und Konfliktbereinigung. Als
Regulator haben wir eine Schiedskommission,
die aber nur bei Entscheidungen über Streitig-
keiten zuständig ist. Sie führt die Aufsicht über
diese Trassenvergabestelle und über die Infra-
strukturbetreiber. Was wir im Moment diskutieren
ist, wie man diese Trassenvergabestelle noch
unabhängiger machen kann. Also, es geht in die
Richtung dessen, was Herr Kaufmann gesagt
hat, also die Frage des Personaldurchgriffes und

Ähnliches. Dort gibt es noch Verbesserungspo-
tenzial um auch den Regulator zu stärken.

Kernthema bei uns ist die Frage der Netzent-
wicklung. Wer entscheidet über die Prioritäten,
wo das Geld hinfließt, wo Investitionen getätigt
werden? Das betrifft nicht so sehr den Unterhalt
und den Substanzerhalt, sondern primär den
Ausbau. Dort haben wir als Bundesamt im Mo-
ment eine sehr starke Stellung. Wir unterbreiten
der Regierung und im Anschluss dem Parlament
die Netzentwicklungsvorstellung mit dem Finan-
zierungsvorschlag. Das beruht primär auf Input
der SBB, aber auch von anderen Bahnen. Dort
überlegen wir, dieses System zu stärken, also
die Bundesrolle zu stärken in der Netzentwick-
lung. Der Hintergrund dessen ist, dass das Geld
von der öffentlichen Hand kommt. Ich habe ja
beschrieben, dass wir eine schwarze Null als
Ergebnis anstreben. Das heißt, die öffentliche
Hand sollte für die größeren Investitionen auch
sagen, wo sie das Geld einsetzen will. Ansons-
ten haben wir, ähnlich wie Sie, eine Leistungs-
vereinbarung, die den Bahnen und allen Infra-
strukturbetreibern den Spielraum gibt, über eine
Zeitperiode von vier Jahren die Mittel in Sub-
stanzerhalt und Betrieb zu steuern. Das System
hat sich aus unserer Sicht bewährt. Einerseits
mit Zielen zu arbeiten, aber auch klar – wie wir
jetzt gesehen haben – bei Unterfinanzierung
darüber zu reden: Gibt es mehr Geld und wenn
ja, für was soll es eingesetzt werden?

Abg. Patrick Döring: Vielen Dank. Meine sehr
verehrten Damen und Herren. Ich will zwei
Vorbemerkungen machen. Die Runde hat ja die
unterschiedlichen Diskussionsverläufe der Ver-
gangenheit auch noch einmal sehr deutlich ge-
macht. Ich sage ganz deutlich, dass ich schon
das Gefühl habe, dass das, was im Koalitions-
vertrag niedergeschrieben ist, in die richtige
Richtung geht. Dabei bleibe ich auch. Ich ver-
weise übrigens in diesem Zusammenhang auch
auf das Gutachten, dass das Bundesverkehrs-
ministerium ja selbst zu dieser Frage in Auftrag
gegeben hat. Das hat unter anderem ja bestätigt,
dass auch ohne Gewinnabführungs- und Be-
herrschungsverträge zum Beispiel konzernin-
terne Arbeitsmärkte möglich sind. Das ist übri-
gens in der deutschen Industrie eher die Regel
als die Ausnahme, dass ein Konzern ohne Ge-
winnabführungs- und Beherrschungsverträge
geführt wird. Das als Vorbemerkung. Ich möchte
zunächst eine Frage an Herrn Prof. Säcker
stellen. Völlig unerwähnt bleibt in den meisten
Papieren, dass zwischen 1994 und 2006 ins-
gesamt 47 Milliarden Euro Investitionszuschüsse
aus dem Bundeshaushalt in die Infrastruktur
Schiene geflossen sind. Sie haben das in Ihrem
Eingangsstatement angedeutet, deshalb will ich
noch einmal genau nachfragen. Wie sind nach
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Ihrer Auffassung – auch vor dem Hintergrund der
weiterlaufenden etwa vier bis fünf Milliarden Euro
Investitionsbeihilfen aus dem Bundeshaushalt –
mögliche Gewinnabführungen an die Holding
aus Beihilfesicht zu bewerten? Die zweite Frage
geht an Herrn Holzhey. In der Debatte taucht
immer wieder auf, die DB hätte angeblich zwi-
schen 2000 und 2010 in etwa 800 Millionen Euro
im Jahr – insgesamt 9,2 Milliarden Euro – an
Eigenmitteln in das Schienennetz gegeben.
Bezieht sich diese Aussage nach Ihrer Auffas-
sung auf selbst erwirtschaftete Eigenmittel im
Netz? Oder bezieht sie sich auf Eigenmittel, die
von den Eisenbahnverkehrsunternehmen in die
Eisenbahninfrastrukturunternehmen geflossen
sind?

Prof. Dr. Dr. Dr. h.c. Franz Jürgen Säcker
(Freie Universität Berlin): Der Staat kann
selbstverständlich zur Sicherung einer leis-
tungsfähigen Eisenbahninfrastruktur Zuschüsse
und Beihilfen gewähren. Diese müssen mit
EU-Recht vereinbar sein. Ich sehe da insoweit
vom Grundsatz her auch keine Bedenken. Die
andere Frage ist: Wenn diese Zuschüsse zu-
mindest teilweise verwertet werden, um der DB
Infrastrukturgesellschaft zu ermöglichen, dass
sie an die Muttergesellschaft Gewinne ausfertigt
und dadurch deren Position im Wettbewerb mit
anderen Verkehrsgesellschaften verbessert, ist
das natürlich eine EU-rechtlich zu überprüfende
Geschichte. Also alles, was der Infrastruktur
zugute kommt und hier investiert wird, ist un-
bedenklich. Wenn aber die Infrastrukturgesell-
schaft dadurch plötzlich in die Lage versetzt wird,
Gewinne an die Mutter abzuführen, so muss man
fragen, ob diese Gewinne dann nach den Regeln
einer ordnungsgemäßen kaufmännischen Wirt-
schaft erzielt sind, oder nicht doch vielleicht eine
Subvention der Mutter darstellen könnten. Ich
glaube, das ist ein Punkt, den die EU-Kommis-
sion noch zu untersuchen haben wird. Ich habe
mangels ausreichender Kenntnis der Wirklichkeit
kein festes Urteil in dieser Frage, sondern
müsste viel mehr Informationen haben, um das
nach den allgemeinen beihilferechtlichen Prinzi-
pien, mit denen ich mich ja intensiv beschäftige,
beurteilen zu können.

Michael Holzhey (KCW GmbH): Herr Döring,
Eigenmittel in einem Sektor, der – schätze ich
mal – 30 Prozent seiner Vollkosten erwirtschaf-
tet, sind immer ein sehr relativer Begriff. Dabei
muss man beachten, dass die Investitionen
größtenteils quasi geschenkt sind und damit nur
ungefähr 50 Prozent der Vollkosten über Tras-
senpreise erwirtschaftet werden. Davon gehen
aber wieder zwei Drittel auf den Schienenper-
sonennahverkehr zurück, der wiederum zu zwei
Dritteln steuerfinanziert wird. Daher muss man
natürlich sagen, dass der Eigenmittelbegriff – der

letztlich immer sozusagen vom Endkunden
kommt woher sonst – zu relativieren ist. Ich bitte
auch zu bedenken: Bei 9,2 Milliarden Euro so
genannter Eigenmittel stecken ungefähr vier bis
fünf Milliarden Euro drin, die nicht gewollt waren.
Hätte es die Kostenüberschreitungen bei den
Projekten Köln-Rhein-Main, Lehrter Bahnhof und
Nürnberg-Ingolstadt nicht gegeben, zu denen
der Bund noch sehr gute Verträge schloss, in-
dem er endlich mal Kostendeckel implantierte,
hätte es sozusagen diesen „Erfolgsausweis“ jetzt
nicht gegeben. Das war also eigentlich ein Be-
triebsunfall. Das jetzt im Nachgang quasi als
investive Entscheidung zu bewerben, fällt mir
schwer. Man muss einfach sagen: Wenn das
Netz oder alle Eisenbahninfrastrukturunterneh-
men in der Lage sind, über den Endkunden den
heutigen Cashflow zu erbringen – das sagt auch
die Konzernplanung –, dann ist es relativ egal, in
welchem Modell das zu welcher Stelle transfe-
riert wird. Also das Netz ist offenbar selber dazu
in der Lage, das sagt ja die Planung. Insofern
halte ich den Eigenmittelbegriff für sehr relativ.

Abg. Sabine Leidig: Ich bin eine der Bundes-
tagsabgeordneten, die die Bahnreform von 1994
nicht für grundlegend positiv in ihren Auswir-
kungen halten. Es gibt einige ganz konkrete und
handfeste Gründe die dafür sprechen, die Er-
gebnisse skeptisch zu sehen und tatsächlich
eine Reform der Reform auf die Tagesordnung
zu setzen. Es gab übrigens auch in der Schweiz
– eben einem der Erfolgsmodelle für die Ent-
wicklung der Bahn in Europa – einen kritischen
Punkt. Das hat ein Kollege – den wir in einem
Fachgespräch gehört haben – als „erfolgreiches
Scheitern“ bezeichnet. Gemeint war damit die
Tatsache, dass es auch in der Schweiz eine
Krise der Bahnentwicklung gab. Dann ist mit dem
Programm Bahn 2000 sozusagen eine Dynamik
entfaltet worden und man hat bewusst Verän-
derungsprozesse organisiert. Darum geht es uns
auch. Wir halten nichts davon, die Zustände
schön zu reden. Ich finde, wenn ein zu 100
Prozent in öffentlicher Hand befindliches Un-
ternehmen von der Bevölkerung als eines der
unbeliebtesten Unternehmen eingeschätzt wird
– das zweitunbeliebteste nach Schlecker, bei 80
großen Konzernen die da abgefragt worden sind
– dann muss einem das zu Denken geben. Wenn
man feststellt, dass seit 1994 erhebliche Stre-
ckenstilllegungen und Netzverkleinerungen statt-
gefunden haben, wenn man Winter- und Som-
merchaos und so weiter alles zusammen nimmt,
dann gibt es Veränderungsbedarf. Ich möchte an
Frau Breuer eine Frage stellen und diese Frage
mit einem Zitat von Herrn Fügistaler, dem Chef
der SBB verbinden, der gesagt hat: „Privatisieren
wollen wir die Bahn nicht. Sie soll glückliche
Kunden und viele Güter transportieren. Wir ha-
ben nicht in erster Linie im Kopf, dass sie viel
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Gewinn machen soll“. So eine Orientierung ist
eine ganz andere als die, die wir vom Bahnchef
Grube hören. Ich bin öfter in Gesprächen mit ihm
und so eine Aussage habe ich von ihm noch
nicht gehört. Mich würde interessieren: Wie
sehen konkret die politischen Vorgaben, die
Zielvereinbarungen – von denen Sie gesprochen
haben – aus? Was enthalten die? Was wird da
sozusagen an strategischen, gemeinsamen
Zielen festgelegt? Und wie sieht beispielsweise
auch die Personalpolitik aus? Das wäre die
Frage, die ich an Sie stellen möchte.

An Herrn Kirchner möchte ich die Frage stellen:
Sie haben sich ja ursprünglich als Gewerkschaft
auch für den Kurs der Privatisierung der Bahn,
des integrierten Konzerns, entschieden. Dieses
Modell steht nun aber nicht mehr auf der Ta-
gesordnung. Es ist zwar durch Beschluss des
Bundestages noch eine Teilprivatisierung mög-
lich ist, aber auch diese Teilprivatisierung steht
aktuell nicht auf der Tagesordnung. Wäre es
nicht an der Zeit, eine Neuauflage dessen zu
organisieren und gemeinschaftlich auch von der
Bundesregierung einzufordern, was damals zu
Beginn des Börsenkurses das sogenannte
Primon-Gutachten war? Also ein wirklich um-
fangreiches Werk, das untersucht hat, ob eine
Privatisierung der Bahn mit oder ohne Netz
besser ist. Die Frage ist jetzt: Bräuchte man nicht
ein ähnlich umfangreiches Gutachten und nicht
nur eine zweistündige Anhörung hier im Aus-
schuss, das untersucht, wie ohne eine Privati-
sierung ein öffentliches Unternehmen Deutsche
Bahn AG, ggf. in eine anderen Unternehmens-
form, besser und sinnvoller entwickelt werden
kann.

Petra Breuer (Bundesamt für Verkehr,
Schweiz): Sie stellen die Frage nach den politi-
schen Vorgaben und Zielen. Ich versuche, es
nach den Bereichen getrennt zu beantworten. In
der Infrastruktur führen wir mit den verschiede-
nen Infrastrukturbetreibern alle vier Jahre sehr
harte Verhandlungen darüber, wieviel Geld wir
zur Verfügung stellen können und wollen und
was damit gemacht werden soll. Das Ganze
mündet in einer Leistungsvereinbarung, die – wie
auch hier in Deutschland – mit Zielvorgaben und
einem Controlling hinterlegt ist. Wie wir festge-
stellt haben, ist der Substanzerhalt auch nicht
immer ausreichend finanziert gewesen. Wir
werden jetzt in der politischen Diskussion darü-
ber reden, wieviel Geld für den Ausbau über-
haupt zur Verfügung gestellt werden kann.
Letztlich wird dann auch gefragt werden, auf
welchen Linien oder auf welchen Relationen
Taktverbesserungen möglich sind. Also, wie das
Angebot verbessert werden kann und welche
Infrastruktur dafür notwendig ist.

Im regionalen Personenverkehr haben wir ein
Benchmarking, das allen Bestellern zugänglich
ist und wo nach Kosten und nach Qualität be-
wertet wird. Das heißt, dass alle Besteller sehen
können, wo bestimmte Unternehmen stehen. Bei
uns sind die Hauptbesteller die Kantone, zu-
sammen mit dem Bund. Die können überlegen,
ob sie Zielvereinbarungen abschließen. Dort wo
die Qualität und/oder die Kostenunterdurch-
schnittlich sind, wird das auch gemacht. Bei uns
ist dann die Ausschreibung – primär im Busbe-
reich, aber im Bahnbereich ebenfalls möglich –
eigentlich der letzte Schritt, wenn diese Schritte
mit den Unternehmen nicht fruchten. Im Fern-
verkehr geben wir ein Leistungsgerüst vor. Die
SBB erbringt im Rahmen dieses Leistungsge-
rüsts, was eine Konzession darstellt, auch teil-
weise Mehrleistungen und kann dort Gewinne
machen. Diese Gewinne verbleiben dann im
Bereich des Fernverkehrs oder eben im Kon-
zern. Im Güterverkehr haben wir eine freie
Marktsituation. In diesem Bereich besteht in der
Schweiz die Sondersituation, dass wir ein Ver-
lagerungsziel hin zur Schiene haben und dort
auch den Güterverkehr über flankierende Maß-
nahmen unterstützen. Wir haben hier mit ein-
zelnen Anbietern Verträge, dann aber im Sinne
einer Bestellung. Es gibt im Bereich des Güter-
verkehrs keine Qualitäts- oder Leistungsziele,
die wir für den Gesamtmarkt vorgeben.

Zur Personalpolitik kann ich Ihnen jetzt nicht viel
sagen, weil das Sache der Unternehmen ist.
Aber auch bei uns gab es einen Prozess – die
Bahnreform war bei uns 1999 – in dem die SBB
in eine Aktiengesellschaft öffentlichen Rechts –
eine spezialgesetzliche Aktiengesellschaft –
verselbstständigt wurde. Damals gab es ähnliche
Diskussionen wie heute hier. Es gab Personal-
abbau, der von Gewerkschaften und Bahn ge-
meinsam bewerkstelligt worden ist. Auch dort
gab es Unzufriedenheiten. Aber insgesamt ha-
ben wir dort, aus meiner Sicht, keine größeren
Verwerfungen gehabt. Also weder bei der SBB,
noch bei den anderen Bahnen.

Alexander Kirchner (Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft EVG): Bis 1993 waren die
Gewerkschaften gegen die Bahnprivatisierung –
die Bahnreform – und haben auch von der Politik
andere Konzepte eingefordert, aber wir haben
zur Kenntnis nehmen müssen, dass die dama-
ligen Mehrheiten in der Politik die Reform woll-
ten. Wir haben uns dann auf einen konstruktiven
Weg eingelassen und gesagt, dann versuchen
wir, das mit zu gestalten und mit zu organisieren.
Heute haben wir eine privatisierte Bahn und wir
haben auf der Infrastruktur eine ganze Reihe von
Anbietern, die in privatrechtlicher Form arbeiten
und die zum Teil auch unsere Mitglieder sind.
Deshalb ist die Diskussion um einen Börsengang
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oder die Privatisierung nicht das primäre Thema.
Wir denken auch nicht in den Strukturen der
Bahn AG, sondern in den Strukturen des Ver-
kehrs und des Schienenverkehrs. Unser Ansatz
ist, das Verkehrssystem Schiene nach vorne zu
bringen und aus dem Ansatz heraus zu definie-
ren: Was braucht man dort? Und da haben Sie
vollkommen recht: Es bedarf eigentlich eines
verkehrspolitischen Gesamtkonzeptes, wo klar
definiert wird, welchen Anteil die Schiene dort
haben soll. Wenn wir uns heute die Infrastruk-
turkapazitäten anschauen, müssen wir feststel-
len, dass wir in vielen Bereichen bereits jetzt
nicht noch mehr Verkehr auf die Schienen be-
kommen können. Eine Energie- und eine ökolo-
gische Wende in der Verkehrspolitik ist nur
machbar, wenn das System Schiene tatsächlich
auch die Möglichkeit bekommt, noch mehr Güter
beispielsweise von Nord nach Süd auf die Bahn
zu bekommen und deshalb glaube ich, dass Sie
recht haben: Es ist notwendig, hier die Diskus-
sion fortzuführen, also sich weg zu begeben von
dieser Trennungsdiskussion, hin zu einer Dis-
kussion, welchen Stellenwert das System
Schiene in Deutschland haben soll. Dann sind
die entsprechenden politischen Entscheidungen
zu treffen, damit auf dieser Infrastruktur auch
ausreichend viele EVU Güter- und Personen-
verkehr betreiben können.

Abg. Dr. Valerie Wilms: Ich möchte noch einmal
auf diese gemeinsame Erklärung von Herrn
Minister Ramsauer, Herrn Grube, Herrn Felcht
und auch von Ihnen, Herr Kirchner, sie sind ja
heute hier anwesend, zurück kommen. Da war
unter anderem die Behauptung enthalten, durch
diese Struktur würde dem Bund bis 2015 zu-
sätzlich eine Milliarde Euro zur Finanzierung des
Bedarfsplans zur Verfügung stehen. Dass das
natürlich das Netzwerk Privatbahnen ganz an-
ders gesehen hat, ist auch klar, denn noch am
selben Tag heißt es da wörtlich: „Minister Ram-
sauer betreibt hier Staatsmonopolkapitalismus
zugunsten der DB AG“. Meine erste Frage, die
ich habe, geht an Herrn Holzhey: Wie bewerten
Sie das Ganze fachlich? Wenn die DB Netz und
die anderen Infrastrukturtöchter im Zeitraum der
Jahre 2007 bis 2010 1,5 Milliarden Euro an den
Konzern abgeführt haben und sie, wie Herr
Böttger auch in seiner Stellungnahme schreibt,
nach den Mittelfristplanungen in den Jahren
2010, 2011 bis 2015 voraussichtlich drei bis vier
Milliarden Euro Gewinn erzielen sollen, die die
Holding nach Belieben verwenden kann, wieso
sichert dann diese integrierte Struktur eine Milli-
arde für den Bedarfsplan, wie von Minister
Ramsauer behauptet wird? Nach meiner Rech-
nung verliert dann die Infrastruktur in dieser
Größenordnung jedes Jahr Geld, damit die Hol-
ding außerhalb der Infrastruktur investieren
kann, zum Beispiel in das Arriva-Problem. Zweite

Frage an das Ministerium: Sehen wir das richtig,
dass der Minister sehr wohl zwischen der Frage
des integrierten Konzerns und der im Koaliti-
onsvertrag gefundenen Kompromisslösung,
einer Auflösung der Beherrschungs- und Ge-
winnabführungsverträge, zu unterscheiden
weiß? Konkrete Frage: Trifft es weiterhin zu,
dass der Prüfauftrag aus dem Koalitionsvertrag
noch nicht abgearbeitet ist, da zunächst das
Urteil des EuGH abgewartet werden soll oder
sieht der Minister den Prüfauftrag als abgear-
beitet an? Danke.

Michael Holzhey (KCW GmbH): Eine ganz
kleine Vorbemerkung, weil man sich manchmal
wundert, welche Aussagen gemacht werden: Ich
habe das Gefühl, dass wir immer noch eine
organisationsprivatisierte Deutsche Bahn AG
haben und keine wirklich private, das ist ein
erheblicher Unterschied. Ich kann verstehen,
dass man nach zehn Jahren Mehdorn gelegent-
lich den umgekehrten Eindruck hatte… Es gibt
noch einen Eigentümer, der sich auch durchaus
zu Wort melden kann, der es übrigens auch
gelegentlich getan hat. Als zum Beispiel Um-
zugsgedanken aufkamen, da gab es sehr wohl
die harte Hand des Eigentümers. Zweitens muss
ich aber auch sagen, dass ich Frau Leidig voll
zustimme: Die Bahnreform ist überhaupt kein
Erfolg. Auch diese Modellrechnungen die immer
zum Haushalt kommen, die sind amüsant, wenn
man sich die Annahmen anschaut. Allerdings
möchte ich auch mal eine Lanze für den Gewinn
brechen: Gewinn ist nicht per se etwas Negati-
ves. Sonst müsste man sich schon fragen, in
welchem Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell
wir inzwischen leben. Aber es kommt darauf an,
unter welchen Bedingungen er erzielt wird. Das
Problem ist Folgendes: Immer, wenn wir ir-
gendetwas im infrastrukturellen Bereich bekla-
gen, wird die Zwitterstellung missbraucht. Ge-
rade beim Bahnprivatisierungsmodell mit inte-
griertem Konzern, dass übrigens von einer Ge-
werkschaft dann ja doch auch maßgeblich be-
grüßt wurde, zumindest von dem ehemaligen
Vorsitzenden, ist es eben so, dass Sie sich im-
mer aussuchen können, zu welcher Seite Sie
sozusagen die Belastung hin navigieren – und
das ist komischerweise immer der Steuerzahler.
Also man sucht sich immer die ideale Gelegen-
heit und sagt, nach Aktienrecht dürft ihr nicht
eingreifen, aber zahlen tut das Ganze der Steu-
erzahler. Das ist eben genau das, was kein
echtes Privatisierungsmodell ist. Da gebe ich
Ihnen dann vollkommen Recht: Das ist ein
Misserfolg.

Aber jetzt zur Frage von Frau Wilms: Die Ei-
genmittel. Ich habe ja schon gesagt, das war ja
ausdrücklich auch eine meiner drei herausge-
griffenen Thesen: Ich kann es nur als seltsam
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ansehen, wenn die jetzt dem Bedarfsplan über
den Umweg der Dividende zu Gute kommen und
das als Erfolg gesehen wird. Erst einmal kommt
die Dividende aus dem Konzerngewinn. Ich weiß
sozusagen gar nicht, welcher Euro da tatsächlich
kausal hingewandert ist. Im Übrigen kann man
immer nur sagen: Die Geschichte der Infra-
strukturfinanzierung lehrt uns einmal abzuwar-
ten, ob das zusätzlich ist. Ich habe schon sehr oft
Zusatzvereinbarungen gesehen, die in der Ex-
Post-Rechnung komischerweise immer wieder
auf den gleichen Gesamtbetrag kamen oder den
gesamten Durchschnittsbetrag. Das heißt, man
muss dann erst einmal abwarten, ob das tat-
sächlich wieder zusätzlich zur Verfügung steht
und vor allen Dingen, in welche Kanäle und
Projekte es dann auch geht. Ich kann Ihnen da
nur zustimmen: Diese These sehe ich auch nicht
als handfest an. Vor allen Dingen ist sie kein
Argument für die Integration, denn wenn der
Cashflow des Netzes so hinreichend ist, wie die
Planung es ganz klar aussagt, dann könnte ich
ihn ja auch anders organisieren. Da muss ich
nicht diesen Umweg gehen.

PSts Enak Ferlemann (BMVBS): Überra-
schenderweise sind wir ja auch gebeten worden,
eine Frage zu beantworten, obwohl wir gar nicht
angehört werden. Sehr geschätzte Frau Kollegin
Wilms, zu allererst mal eine Vorbemerkung: Aus
Sicht der Bundesregierung ist die Bahnreform
ein sehr großer Erfolg und wir wollen diesen
Erfolg auch nicht infrage stellen. Natürlich wird
der Koalitionsauftrag abgearbeitet. Das ist
überhaupt keine Frage. Das sieht er ja auch so
vor. Deswegen gibt es eine intensive steuer-
rechtliche, bilanzielle und weitere Punkte be-
treffende Prüfung der Frage, ob wir die Beherr-
schungs- und Gewinnabführungsverträge ein-
fach so kappen können oder eben nicht. Die
Frage, wann wir den Prüfauftrag als erledigt
erachten, wird sich stellen, wenn das Gerichts-
verfahren beim Europäischen Gerichtshof be-
endet ist und auch der Recast feststeht. Es
würde keinen Sinn machen, dass wir jetzt zwi-
schendrin eine Diskussion in Deutschland füh-
ren, was wir wohl machen müssten oder auch
nicht, wenn anschließend dann wieder andere
Ergebnisse kommen. Von daher haben wir uns
dazu entschieden, zu sagen, diese beiden
Zeitpunkte warten wir ab. Dann wird es eine
Entscheidung der Bundesregierung in die Rich-
tung geben, welche Veränderungen wir gege-
benenfalls am derzeitigen System vornehmen
oder ob das derzeitige System weiter so haltbar
ist.

Abg. Dirk Fischer: Ich möchte die Frage an
Herrn Professor Böttger stellen. Das bezieht sich
auf die eben schon zitierte Koalitionsvereinba-
rung, einer Prüfung der Beseitigung der Ge-

winnabführungs- und Beherrschungsverträge
und ihrer juristischen und bilanziellen Machbar-
keit. Da hätte ich einmal gerne eine Aussage zu
dem Einwand von Herrn Dr. Lutz, dass wenn
man die Gewinnabführung canceln würde, aus
der Sicht des Wirtschaftsprüfers für die Kon-
zernbilanz das Asset Infrastruktur seinen Wert
verlieren würde und dies in der Gesamtinfra-
struktur des Unternehmens und seiner Akti-
va-Passiva-Bilanz ein Risiko darstellen würde,
bis hin – ich sage mal – zu einem unmittelbaren
Aufsichtsratsberatungsthema Insolvenz des
Unternehmens. Das ist das eine Thema. In die-
sem Zusammenhang nehme ich auch noch
Bezug auf die Aussage, die Herr Dr. Kefer ge-
rade aktuell, in der letzten Woche, getroffen hat:
Die Infrastruktur müsse dringend höhere Ge-
winne machen, weil ja in der Konzernbilanz noch
zehn Milliarden Euro Kredite stecken, die für die
Infrastruktur aufgenommen worden sind, die erst
einmal bedient werden müssten. Der Vor-
standsvorsitzende, Dr. Grube sagt: “Die Infra-
strukturunternehmen sind Teil meiner Holding
und ich muss auch diese Unternehmen von der
Holding her führen können.“ Der Einwand, man
könne ja an das Management sichere Erwar-
tungen äußern, die, wenn sie nicht erfüllt werden,
zu Personalwechsel Veranlassung geben, wird
dann so beantwortet, dass die Bahn dann aber
auch das Recht haben müsste, die Kapital-
eignerbank bei den Infrastrukturgesellschaften
so zu besetzen, dass dort keinerlei Risiko be-
steht, dass Mitglieder mit der Arbeitnehmerbank
eine andere Auffassung vertreten und die Bahn
damit eben die Führung nicht mehr gestalten
kann. Ich bin ja dafür, dass wir die Prüfung mit
einem positiven Ergebnis abschließen können,
aber wie können wir diese nicht ganz unbeacht-
lichen Einwände überwinden und Lösungsmo-
delle finden, die – ich sage mal – etwas kompli-
zierter sind, als nur zu sagen: Ich cancel das mal
eben.

Die zweite Frage möchte ich an Herrn Professor
Haucap richten. Hat sich die Monopolkommis-
sion einmal mit der Regelung der Haftungsfragen
befasst? Wir haben im Rahmen der Bahnreform
vieles neu gemacht, aber wir haben die Haf-
tungsbeschränkungen seinerzeit nach meiner
Auffassung nicht verändert. Das bedeutet, dass
sie unverändert gelten und das ist natürlich im
Rechtssystem eher ein Sonderfall, denn wir
haben es ja bei der Infrastruktur mit einem pri-
vatwirtschaftlichen Asset, einer AG, zu tun. Die
befindet sich zwar im hundertprozentigen Bun-
deseigentum, wir haben es aber gleichwohl – im
Unterschied zu Straße und Bundeswasserstra-
ßen, die sozusagen staatliche Daseinsfürsor-
ge-Bereiche sind – mit einem privatrechtlichen
Eigentum am Schienenweg und an Bahnhöfen
etc. zu tun. Dort müssten ja normalerweise die
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ganz normalen Haftungsverhältnisse gelten. Das
heißt also, dass wenn durch Mängel, die der
Netzbetreiber, der Bahnhofsbetreiber oder der
Energieversorger durch eigene Fehler zu ver-
antworten hat, Kunden geschädigt werden, die-
ser Betreiber vollständig Schadensersatz zu
leisten hat. Wir haben aber, soweit ich das
überblicke, unverändert die Privilegierung von
Privatrechtsobjekten, die eigentlich unserem
Rechtssystem fremd ist. Haben Sie sich mit
diesem Kapitel einmal befasst?

Prof. Dr. Christian Böttger (Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin): Herr Fischer,
Sie hatten nach den Beziehungen zwischen dem
DB-Konzern und der DB Netz gefragt. Das gilt
sinngemäß auch für die anderen Infrastruktur-
gesellschaften. Also die Frage ist: Würde eine
Abschreibung beim Konzern entstehen, wenn
eine Entherrschung stattfinden würde? Die DB
sagt ja, dass sie eigentlich kein Geld aus der
Infrastruktur heraus zieht. Deswegen ist die
Frage: Wie müsste sich dann eigentlich der Wert
ändern, wenn man sagt, diese Gewinne finden
nicht mehr statt? Da bin ich mir nicht ganz sicher,
wie die DB genau argumentiert. Grundsätzlich ist
es natürlich so: Wenn Sie einen Wertgegenstand
in Ihrer Bilanz haben, der nicht mehr werthaltig
ist, müssen Sie ihn anpassen. Dazu müsste man
genau wissen, wie die Beteiligung im Konzern-
abschluss bewertet ist. Ich weiß nicht, ob es
explizit erwähnt ist, ich glaube nicht. Ich kann mir
aber nicht vorstellen, dass sich der Wert so weit
reduziert, insbesondere weil es bilanziell erheb-
liche Ermessensspielräume gibt, wann Sie tat-
sächlich eine Wertabschreibung vornehmen.
Das wird gerade bei den IFRS auch sehr kriti-
siert, dass man vielleicht zu viele Freiräume hat,
wann man eine Beteiligung abschreiben möchte.
Ich kann es mir nicht vorstellen, ich halte das
also für Panikmache. Aber man müsste sich
diese Zahl wirklich mal genau angucken, wenn
sie auf dem Tisch liegt, bevor man das ab-
schließend beurteilen kann.

Das Zweite ist, dieses Thema: Wir müssen eine
Gewinnsteigerung erzielen für die Infrastruktur-
gesellschaften. Die Konzernfinanzierung ist mal
umgestellt worden von der DB. Das ist heute
allgemein so üblich in Konzernen, dass man
sagt: Nicht mehr jede Tochtergesellschaft macht
einzeln ihre Schulden, sondern wir poolen das
Ganze und es wird über die Konzernfinanzierung
Geld bereitgestellt. Wenn es eine politische
Entscheidung gäbe, wäre es eine relativ kleine
Aufgabe, dieses tatsächlich wieder zurückzu-
drehen, wenn man also auch sagt, wir wollen die
Konzernfinanzierung aufheben. Ich kann mir
nicht vorstellen, dass die Zinssätze, die der
Konzern heute für die Kredite der DB Netz in
Rechnung stellt, eine Subventionierung der DB

Netz beinhalten. Ganz im Gegenteil, macht dabei
also eher der Konzern noch einen guten Schnitt.
Das heißt, der Konzern gibt höhere Zinssätze
weiter als die, die er tatsächlich bezahlen muss.
Auch das müsste man nachschauen, aber als
Argument für eine erforderliche Gewinn- oder
Trassenpreissteigerung sehe ich das als nicht
angemessen an.

Das Dritte ist eben das Thema der Führung. Die
Frage ist natürlich, wenn man sagt, wir wollen
gerade nicht mehr, dass der Konzern durchgreift,
dann müsste man sehen – wie hier verschie-
dentlich ausgeführt wurde –, dass man auch die
Organe der DB Netz entsprechend besetzt.
Damit gäbe es dann den Durchgriff des Kon-
zerns auf die DB Netz nicht mehr. Das ist ja
sowohl aus juristischer Sicht, aus EU-Sicht, als
eben auch aus ökonomischer Sicht eigentlich
auch sehr befürwortet worden, dass wir genau
diese Trennung haben. Dann müssen wir eben
sagen: Jawohl, wir haben ein anderes System, in
dem eben dieser Durchgriff nicht mehr stattfin-
det.

Prof. Dr. Justus Haucap (Monopolkommis-
sion): Es gibt eine ganz kurze Antwort. In den
letzten vier Sondergutachten seit 2005, die die
Monopolkommission verfasst hat und die bisher
auch die einzigen vier Sondergutachten zum
Bahnsektor sind, haben wir uns mit der Frage der
Haftungsregeln des Infrastrukturbetreibers nicht
dezidiert auseinander gesetzt. Gleichwohl
möchte ich ganz kurz einschieben, dass ich es
durchaus für sinnvoll halte – so ich Ihren Dar-
stellungen, die mir schlüssig erscheinen, folgen
darf – dass es diese Haftungsregeln gibt. Das
also eine Haftung entstehen sollte, wenn ich als
Infrastrukturbetreiber aufgrund meines Ver-
schuldens nicht sicherstellen kann, dass ein
Verkehr abgewickelt werden kann, sei es bei
einer Konzerntochter oder eben auch bei einem
Wettbewerber und damit auch bei den Kunden,
die diese nutzen, Schäden entstehen.

Abg. Martin Burkert: Der Bericht aus Brüssel
vom 17. Oktober 2011 weist aus, dass der Ver-
kehrsausschuss den Bericht zur Neufassung des
Ersten Eisenbahnpakets angenommen hat und –
ich zitiere: „Dabei hat sich die Mehrheit des
Ausschusses gegen die ursprünglich von der
Berichterstatterin erhobene Forderung nach
einer kompletten Trennung zwischen dem Be-
trieb, der Infrastruktur und der Erbringung von
Eisenbahnverkehrsleistungen ausgesprochen.“
Aus meiner Sicht ist das – auch aus Europa – ein
erster Schritt in die richtige Richtung. Meine erste
Frage geht an Herrn Dr. Lutz. Ich möchte auch
noch einmal darauf eingehen, was Herr Fischer
gerade ausgeführt hat. Welche wirtschaftlichen
Konsequenzen hätte denn aus Ihrer Sicht eine
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Herauslösung der Infrastruktur aus dem DB
Konzernverbund einerseits für das Unternehmen
DB AG, aber andererseits auch für den Eigen-
tümer, also für den Bund? Ich denke Triple A,
Zinsbetrachtungen und Ähnliches sind ja zur Zeit
in aller Munde. Vielleicht können Sie uns da noch
einmal ein wenig erhellen. Die zweite Frage geht
an Herrn Kirchner: Welche Folgen hätte denn
aus Sicht der Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft die Trennung von Netz und Betrieb für die
Fortführung des konzernweiten Arbeitsmarktes
und die damit verbundenen Tarifverträge?

Dr. Richard Lutz (Finanzen und Controlling
der DB AG und der DB ML AG): Die Frage
bezieht sich auf die wirtschaftlichen Konse-
quenzen einer Trennung. Wir reden jetzt nicht
über das Auflösen der Ergebnisabführungsver-
träge. Wirtschaftliche Trennung würde die
Herauslösung der Infrastruktur aus dem
DB-Konzern bedeuten. Es wurde vorhin schon
einmal erwähnt, dass es ja ein Primon-Gut-
achten gibt, das dem Parlament auch bekannt
ist. Wenn Sie das lesen, steht darin auch, dass
eine Trennung sowohl mit einmaligen Kosten als
auch laufenden Dyssynergien in der Tren-
nungsphase verbunden wäre. Der konzernweite
Arbeitsmarkt ist da sicherlich ein relativ großer
Posten, der zu betrachten ist. Und wenn man im
Moment die europäische Diskussion verfolgt,
dann muss man auch einmal zur Kenntnis
nehmen, dass es ja ganz klare Trennungsländer,
wie zum Beispiel Großbritannien, gibt. Dort
wurde aus der Politik heraus ein Gutachten
beauftragt, eine Rail-Studie, Value for money.
Dort steht ganz eindeutig drin, dass man im
Verkehrssektor etwa dreißig Prozent der Kosten
einsparen könnte, wenn man eine stärkere In-
tegration von Transport und Infrastruktur hinbe-
käme. Das zeigt ein Stück weit, dass diese
Dyssynergien, die aus einer getrennten Struktur
entstehen können, keine Phantastereien sind,
sondern teilweise eben bereits im übrigen Eu-
ropa zu besichtigen sind. Das heißt, monetäre
Konsequenzen wären sicherlich zu erwarten. Ich
würde das Beispiel Großbritannien gerne auch
noch einmal strapazieren: Wenn man das
nüchtern betrachtet, haben aus der Trennung
heraus vor allen Dingen Rechtsanwälte und
Berater etwas verdient. Das liegt daran, dass
man diese Schnittstelle zwischen Transport und
Infrastruktur dann eben neu regeln, anders re-
geln muss und für uns – das sage ich mal ganz
praktisch – muss man sich darüber im Klaren
sein, dass eine solche Trennung – auch das
haben andere Beispiele in anderen Ländern in
Europa gezeigt – nicht von heute auf morgen
geht, sondern, dass wir über einige Jahre ein
Stück weit gelähmt wären. In dieser Zeit könnten
wir uns eben nicht mehr um unsere Kunden und
um unsere Märkte kümmern und das auch ein

Stück weit zu Lasten der Mitarbeiter. Das kann
eigentlich ernsthaft niemand wollen. Ich würde
dringend davon abraten, diese Experimente
ernsthaft in Erwägung zu ziehen.

Vorsitzender: Vielen Dank, Herr Lutz. Ich hätte
noch eine kurze Zwischenanmerkung: Herr Prof.
Haucap hat mir gerade gesagt, dass er um 13.00
Uhr sehr pünktlich weg muss, aber es ist dann
weiterhin sein Stellvertreter anwesend. Die Ver-
spätung haben ja wir selber produziert, weil wir
erst um 11.15 Uhr angefangen haben. Ich würde
sagen, wir sollten auf alle Fälle versuchen, die
zweite Runde noch zu schaffen. Ich hoffe, es
sind alle einverstanden, dass wir Prof. Haucap
um 13.00 Uhr gehen lassen. Wenn danach noch
eine Frage an die Monopolkommission geht,
kann die Beantwortung von seinem Stellvertreter
übernommen werden. Vielen Dank. Herr Kirch-
ner, bitte!

Alexander Kirchner (Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft EVG): Vielen Dank. Die
Frage an mich teilt sich in zwei Teile auf. Da ist
nämlich zunächst die Frage, was es für Auswir-
kungen auf die bestehenden Tarifverträge hätte,
wenn es zu einer Trennung käme? Da sage ich
einmal: Keine. Denn Tarifverträge werden mit
Arbeitgebern geschlossen, die auch in unter-
schiedlichen Unternehmen bestehen können.
Das ist regelbar, das wäre nicht das Problem.
Der konzernweite Arbeitsmarkt ist natürlich ein
erhebliches Thema in Zusammenhang mit einer
möglichen Trennung. Man muss dazu sehen,
dass es innerhalb der Infrastruktur sehr viele
spezifische Berufsbilder gibt, die man nur in der
Infrastruktur ausüben kann. Wir haben es mit
einer Verlängerung der Lebensarbeitszeit und
vielen Mitarbeitern, die im Schicht- und Wech-
seldienst arbeiten und hohe Tauglichkeitsan-
forderungen zu erfüllen haben, zu tun. In den
letzten Jahren war es nur möglich, rationalisie-
rungsbedingte, aber auch gesundheitsbedingte
Beschäftigungsprobleme zu lösen, weil wir Mit-
arbeiter aus der Infrastruktur in andere Bereiche
umsetzen konnten. Was machen wir mit Fahr-
dienstleitern, mit Rangierern, mit Kollegen, die im
Schicht- und Wechseldienst nicht mehr be-
triebsdiensttauglich sind? Dort brauchen wir
diesen konzernweiten Arbeitsmarkt, um die
Menschen weiter beschäftigen zu können, sie
also nicht in den freien Arbeitsmarkt zu entlas-
sen. Im Übrigen funktioniert das auch umgekehrt
– also von den Verkehrsgesellschaften zur Inf-
rastruktur. Mittlerweile gibt es leider Gottes viele
Suizide auf Bahnstrecken und es gibt sehr viele
Lokomotivführer, die aufgrund dessen einfach
nicht mehr fahren können, die nicht mehr in der
Lage sind, ihren Beruf auszuüben. Da werden
sehr viele Lokomotivführer zu Fahrdienstleitern
umgeschult und gehen dann in den Bereich
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Infrastruktur hinein. Alles Themen, die natürlich
nur in diesem Konzernverbund und dem kon-
zernweiten Arbeitsmarkt organisierbar sind.
Denn es dürfte nicht möglich sein, wenn man die
Unternehmen auseinandernimmt, dass ein äl-
terer, gesundheitlich angeschlagener Arbeit-
nehmer, der freigesetzt wird, dann auf einmal
von einem anderen, rechtlich völlig selbststän-
digen Unternehmen aufgenommen und dort
weiterbeschäftigt wird. Zu welchen Konditionen
und welchen Zahlen soll das erfolgen? Also das
ist vertraglich natürlich regelbar, aber ich kenne
keinen einzigen Fall in Deutschland, wo unter-
schiedliche, rechtlich unabhängige Unterneh-
men solche Regelungen getroffen haben. Von
daher ist dieser konzernweite Arbeitsmarkt für
uns eine Grundlage dafür, seit dem Jahre 1993
einen konstruktiven Weg mitzugehen. Wenn Sie
noch einmal die Zahlen vor Augen haben: Wir
haben die Anzahl der Mitarbeiter in dem Zeit-
raum von 1993/1994 bis heute im Eisenbahn-
bereich mehr als halbiert ohne dass es zu be-
triebsbedingten Kündigungen, ohne dass es zu
Massenentlassungen gekommen ist, wie in
anderen Bereichen. Das war nur mit diesen
Instrumenten möglich und die brauchen wir auch
in Zukunft, weil die Menschen, die in diesem
System arbeiten, überaltert sind. Wir brauchen
diese Instrumente weiter, um dort auch weiterhin
Beschäftigungsbiographien sicherstellen zu
können.

Abg. Sebastian Körber: Ich hätte noch einmal
zwei konkrete Fragen an Herrn Dr. Kaufmann.
Zum Einen: Sehen Sie es als einen richtigen
Beitrag an, dass, so wie es im Koalitionsvertrag
auch vereinbart ist, die Gewinn- und Beherr-
schungsverträge zwischen Konzern und Netz auf
der einen Seite und auf der anderen Seite auch
die Möglichkeit von Doppelmandaten beendet
werden? Und die zweite konkrete Frage: Wie
beurteilen Sie das Thema der Gewinnabführung
unter dem Gesichtspunkt des Verbots, dass
Mittel zwischen der Holding und Infrastruktur
transferiert werden können?

Dr. Thomas Kaufmann (EU-Generaldirektion
Mobilität und Verkehr): Die Beseitigung von
Doppelmandaten, das ist einer der Punkte, die in
dieser Anlage 5, die ich vorher genannt habe,
aufgeführt werden. Aber das schließt natürlich
die Einflussnahme der Holding auf Entschei-
dungen im Bereich der wesentlichen Funktionen
nicht aus. Dafür müssten noch weitere Maß-
nahmen getroffen werden. Wie gesagt, der
Hauptpunkt ist: Ernennung und Entlassung von
Vorstandsmitgliedern. Im dritten Paket haben wir
da in der Anlage 5 gesagt, dass es nicht sein
kann, dass dies alleine die Holding entscheidet.
Es muss zumindest ein Vetorecht zum Beispiel
des Regulierers geben, denn jemand, der weiß,

er kann jederzeit entlassen werden, verhält sich
auch entsprechend. Egal, ob jetzt die Begrün-
dung eine ganz andere ist, denn Begründungen
findet man immer. Die Begründung wird niemals
sein: Du wirst entlassen, weil du zu Lasten der
Holding oder ihrer Verkehrstöchter eine Ent-
scheidung getroffen hast. Das reicht also nicht
aus, sondern wir müssen zumindest ein Veto-
recht – zum Beispiel eines unabhängigen Ei-
senbahnregulierers – haben und einige weitere
Maßnahmen zur Trennung des Personals, die in
dieser Anlage vorgesehen sind.

Zu der Frage der Gewinnabführung: Da habe ich
in meinem Eingangsstatement schon gesagt,
dass es eben die klare Festlegung der Richtlinie
gibt, dass öffentliche Mittel, die für die Infra-
struktur ausgegeben wurden oder vorgesehen
sind, nicht in andere Bereiche gelangen dürfen.
Dies muss sowohl inhaltlich, als auch von der
Darstellung her der Fall sein. Es muss also von
der Darstellung der Rechnungsführung dieser
Unternehmen klar sein, ob dieses Geld, was der
Staat in die Infrastruktur gegeben hat, für ir-
gendwelche anderen Zwecke verwendet wird.
Die Frage ist, ob das bei einer Holding der Fall
ist. Wenn es so ist, wie hier gesagt wurde, dass
die Holding frei ist, über die abgeführten Mittel zu
entscheiden, dann habe ich hier meine Beden-
ken und das sind auch die Bedenken, die die
Studie von 2009 geäußert hat. Wenn man
nachvollziehen kann, dass das Mittel sind, die
die Infrastruktur selbst erwirtschaftet hat, dann
dürfen diese Mittel natürlich auch für irgend-
welche anderen Zwecke, also zum Beispiel für
die Verkehrsleistung oder den Erwerb von Ver-
kehrsunternehmen oder für was auch immer
verwendet werden. Wobei es natürlich schwierig
scheint, dass noch die Möglichkeit eines, aus der
eigenen wirtschaftlichen Tätigkeit der Infra-
struktursparte herrührenden Gewinns bestehen
soll, der dann abgeführt werden könnte, wenn
man sieht, wie viel der Staat insgesamt von den
Vollkosten finanziert. Das ist das System der
Richtlinie und der Sinn und Zweck ist natürlich,
wie ich gesagt habe, Quersubventionierungen zu
verhindern. Es kann ja nicht sein, dass die
Wettbewerber, die diese Möglichkeiten nicht
haben, sich einem Wettbewerber gegenüber
sehen, der sozusagen aus den Trassenent-
gelten, die sie selbst bezahlen, seine Wettbe-
werbsposition verbessert. Das ist das, was die
Richtlinie beabsichtigt. Das sollte nicht passie-
ren.

Abg. Sabine Leidig: Ich würde gern zu zwei
Punkten noch einmal etwas sagen und auch
nachfragen: Also erstens, Herr Fischer, Sie
haben natürlich recht, dass die Deutsche Bahn
AG anders aufgestellt ist als die Organisation der
Bundeswasserstraßen und der Straßenbau,
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aber es stimmt nicht, dass der Bund damit so-
zusagen seine Verantwortung für die Bahn als
Teil der öffentlichen Daseinsfürsorge abgeben
kann. Denn im Grundgesetz, Art. 87e, steht
explizit, dass der Bund gewährleistet, dass dem
Wohl der Allgemeinheit, insbesondere den Ver-
kehrsbedürfnissen, beim Ausbau und Erhalt des
Schienennetzes, der Eisenbahn des Bundes
sowie bei deren Verkehrsangeboten auf diesem
Netz etc. Rechnung getragen wird. Also da
kommen wir nicht aus dieser Verpflichtung her-
aus und ich glaube, dass das große Unbehagen,
das im Zusammenhang mit der DB AG immer
wieder auftaucht – das hat Herr Kaufmann auch
gerade schon thematisiert – jedenfalls zum Teil
aus der Intransparenz folgt. Also quasi aus dem
Unvermögen, Einfluss auf das Geschäftsgeba-
ren der DB AG zu nehmen, in das sich die Politik
selbst hineinmanövriert hat. Noch viel dramati-
scher betrifft dies das Unvermögen der Kun-
dinnen und Kunden und sonstiger gesellschaft-
licher Akteure, auch der Umweltverbände etc.,
auf die konkrete Geschäftspolitik dieser Deut-
schen Bahn AG Einfluss zu nehmen.

Daraus ergibt sich eine Frage, die ich gerne an
Frau Breuer stellen möchte: In der Schweiz ist es
ja offenbar nicht nur so, dass die Politik viel
klarere Vorgaben für die Bahnentwicklung
macht, sondern es gibt auch eine ganz andere
Kultur der Beteiligung der Bevölkerung an Ent-
scheidungen, die die Bahn betreffen. Da würde
ich Sie gerne fragen, welche Erfahrungen Sie
damit gemacht haben. Was verändert das aus
Ihrer Sicht an der Politik, die eine Bahn macht,
wenn die Bevölkerung immer mal wieder auch
direkt gefragt wird und mitreden und mitent-
scheiden kann? Die zweite Frage bezieht sich
auf die Feststellung, dass in Großbritannien
diese Studie, die mich sehr interessiert, veröf-
fentlicht worden ist. Da müssten wir mal schau-
en, ob wir die bekommen können. Über
30 Prozent Ersparnis, die wohl aus einem inte-
grierten Bahnsystem resultieren würde. Da
möchte ich gerne Herrn Kirchner noch einmal
fragen: Sie haben gerade über die Optionen
gesprochen, die ein konzerninterner Arbeits-
markt möglich macht. Ich würde mich aber schon
dafür interessieren, da Sie ja auch gesagt haben,
das erste Ziel ist es, überhaupt mehr Bahnver-
kehr zu realisieren: Was spricht aus Ihrer Sicht
darüber hinaus für eine integrierte Bahn und
gegen eine Trennung von Netz und Betrieb?

Petra Breuer (Bundesamt für Verkehr,
Schweiz): Sie sprechen natürlich jetzt mit der
Kultur des Mitentscheidens der Bevölkerung
einerseits ein Element der Schweizer direkten
Demokratie an und andererseits dann aber auch
die Planungsprozesse. Wir haben schon seit
Anfang der 90er Jahre eigentlich in regelmäßi-

gen Abständen Volksentscheide zu den Themen
Güterverkehrsverlagerung, aber auch zur Fi-
nanzierung und zum Ausbau der Bahninfra-
struktur abgehalten und sind gerade dabei, auch
wieder eine neue Vorlage vorzubereiten, die
dann in zwei oder drei Jahren vom Volk zu be-
handeln sein wird. Der große Vorteil dessen ist,
dass die Bahn eine große Rückendeckung hat.
Also, wenn ein Entscheid pro Finanzierung und
Ausbau gefällt ist, dann ist die Legitimation na-
türlich sehr hoch, nicht nur in der Politik, sondern
generell. Also man weiß dann, wofür man so-
zusagen das Geld in die Hand nimmt. Dazu
kommt aber sicherlich, dass die Bahnunter-
nehmen und der öffentliche Verkehr insgesamt in
der Bevölkerung sehr gut verankert sind. Es gibt
einen hohen Anteil an Abonnenten für den re-
gionalen Verkehr, aber auch Halbtags-Abon-
nenten, ähnlich wie bei einer Bahncard. Das trägt
auch zur Verankerung in der Bevölkerung bei.
Innerhalb der Planungsprozesse kann ich jetzt
nicht beurteilen, wie groß die Unterschiede hier
zwischen Deutschland und der Schweiz sind. Es
ist so, dass wir da genauso Auseinanderset-
zungen haben über die Fragen des Lärmschut-
zes und darüber, wo genau jetzt eine Strecken-
führung verläuft. Dort arbeiten wir auch mit Ein-
sprüchen und gerichtlichen Verfahren. Aber im
Regelfall kommen wir dort, sage ich mal, zu
guten Lösungen für alle Beteiligten. Da ist,
glaube ich, die Rolle der Politik in der Schweiz
gewesen, zu sagen: Wir stellen bestimmte Mittel
zur Verfügung und die Planungsabläufe sind
gegeben. Das heißt das Zur-Verfügung-Stellen
der Mittel ist der große Diskussionspunkt und
weniger dann nachher die Umsetzung vor Ort.

Alexander Kirchner (Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft EGV): Das Beispiel in
Großbritannien zeigt, was passiert, wenn man
nur die Trennung betreibt und die nachgelager-
ten Prozesse und Entwicklungen nicht im Griff
hat. Wir haben zwar in England einen starken
Anstieg, insbesondere der Personenverkehrs-
leistungen zu verzeichnen, aber die Preise für
die Nutzer sind drastisch gestiegen. Gleichzeitig
sind die Belastungen des Steuerzahlers, der
öffentlichen Haushalte, extrem angestiegen, was
zeigt, dass dort zwar Gewinne abgeschöpft
werden, die aber nicht von den privaten Unter-
nehmen wieder in das System investiert werden.
Ich habe überhaupt kein Problem damit, dass wir
eine Diskussion darüber führen, ob die Gewinne,
die die Bahn erzeugt, auch wieder in das System
Schiene zu investieren sind. Das halte ich für
sinnvoll und gut in Anbetracht der Situation, in
der die öffentlichen Haushalte sind. Natürlich
wird bei mehr Wettbewerb aber die Frage erlaubt
sein: Wenn man das für die Deutsche Bahn AG
verlangt, was bedeutet das für Veolia oder an-
dere, die ja auch nicht nach Deutschland kom-



Ausschuss für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 53. Sitzung, 19.10.2011

22

men, um uns hier mit einem guten Verkehr zu
beglücken, sondern die das auch tun, um Ge-
winne zu machen. Dass die Gewinne der Netz
AG letztendlich wieder in die Infrastruktur fließen
müssen, ist unsere Position und wird von uns
natürlich neben all den Themen, die ja hier auch
schon diskutiert worden sind, unterstützt.

Was ist neben dem konzernweiten Arbeitsmarkt,
den ich vorhin dargestellt habe, aus unserer
Sicht der Grund, der für das integrierte System
spricht? Das System Schiene ist anders als die
Straße zu sehen. Bei der Schiene haben wir eine
unwahrscheinlich starke Wechselwirkung von
Effekten, die aus der Infrastruktur in die Fahr-
zeuge und in den Betrieb hinein wirken und
umgekehrt. Hier befürchten wir, dass es bei einer
Trennung, ähnlich – wie vorhin für England
dargestellt – dann zu Problemen kommt. Ich
mache das einmal an einem Beispiel deutlich: Es
ist wichtig, den Härtegrad der Schiene und der
Radreifen bei den Fahrzeugen festzulegen.
Wenn das nicht aufeinander abgestimmt ist,
dann optimiert jeder diesen Härtegrad für sich
selbst. Dann entsteht die Überlegung: Ich mache
die Schiene härter, dann entstehen mir weniger
Kosten. Aber dadurch werden dann die Radrei-
fen stärker abgenutzt und der andere sagt, um
das wieder zu kompensieren, mache ich die
Radreifen wieder härter. Das führt dann wieder
zu einer stärkeren Abnutzung der Schiene. Das
ist nur einmal ein kleines Beispiel, wie intensiv
hier Synergien zwischen den beiden Systemen
entstehen, die mit beachtet werden müssen.
Deshalb ist diese Koppelung, diese gemeinsame
Entwicklung zumindest noch für den langen
Zeitraum, wo es eine Bahn AG gibt, die einen
hohen Marktanteil hat, sinnvoll. Das soll dazu
führen, dass dort ein großes Interesse daran
bestehen bleibt, diese Themen tatsächlich in der
Infrastruktur sinnvoll und vernünftig zu behan-
deln.

Abg. Dr. Valerie Wilms: Herr Kirchner, das ist
jetzt keine Frage an Sie, aber es ist schon er-
staunlich, wenn ich mir so die Konzernpolitik der
DB ansehe, dass die DB ganz gezielt in England
investiert, wo ja angeblich die Welt fast zusam-
menbricht. Das hat mich eben doch ein bisschen
gewundert. Jetzt zu den zwei Fragen, die ich
noch habe: Herr Lutz hat, wenn ich das richtig
mitbekommen habe, geäußert, dass die DB auf
Einnahmen verzichtet, um den intermodalen
Verkehr zu stärken. Da wäre meine Frage an
Herrn Böttger: Können Sie das erkennen? Sie
haben uns ja auch durchaus im Hinblick auf das
Logistikgeschäft auch gewisse Hinweise in Ihrer
schriftlichen Stellungnahme gegeben. Dann
noch eine Frage an Frau Breuer: Sie haben uns
ja informiert, dass da eine Expertenkommission,
Organisation Bahninfrastruktur ins Leben geru-

fen wurde, die das Thema Trennung Infrastruktur
und Verkehr behandelt. Warum haben Sie das in
der Schweiz gemacht und wer ist da im Detail
beteiligt?

Prof. Dr. Christian Böttger (Hochschule für
Technik und Wirtschaft Berlin): Es ist natürlich
nicht unmittelbar nachweisbar, welche Trassen-
preise welche Wirkung auf den intermodalen
Wettbewerb haben, also den Wettbewerb vor
allem zum Verkehrsträger Straße. Was wir se-
hen können ist, dass die Trassenpreise in den
letzten Jahren massiv gestiegen sind. Sie sind
deutlich mehr gestiegen als die Inflationsrate
oder die Erzeugerpreise und damit sind zeit-
gleich die Gewinne der Infrastruktursparten der
DB entsprechend angestiegen. Wenn man jetzt
sagt: Wir hätten sie ja noch viel stärker anheben
können, aber dann hätten wir negative Folgen
gehabt, das ist eine etwas hypothetische Dis-
kussion. Also ich meine, wir haben natürlich
momentan das Kernproblem, dass das Netz in
einigen Teilen heute bereits voll ist und gerade
dann werden natürlich auch Monopolpreise
ökonomisch sehr attraktiv, weil klar ist, dass man
sowieso niemanden mehr aufnehmen kann.
Gerade dann muss man natürlich auch sehen,
dass man reguliert, um eben zu verhindern, dass
man den Schienenverkehr damit übermäßig
abwürgt. Ich kann nicht erkennen, dass die DB
belegen könnte, dass sie sich beim Anstieg der
Trassenpreise oder der sonstigen Infrastruktur-
entgelte, die sie vereinnahmt, besonders zu-
rückhält.

Petra Breuer (Bundesamt für Verkehr,
Schweiz): Die Expertengruppe ist Ende 2010
von unserem Verkehrsminister, Bundesrat
Leuenberger, mit dem Ziel eingesetzt worden,
das bisherige System daraufhin zu untersuchen,
ob es Diskriminierungen gibt und wie man es
organisatorisch weiterentwickeln kann. Wo sind
die Stärken des Systems, wo sind seine
Schwächen? Es gab dafür – grob gesprochen –
zwei Auslöser: Das Eine ist, dass wir im Jahr
2005 eine Vorlage an das Parlament hatten, die
zurückgewiesen worden ist, wo es auch um die
Finanzierung und Organisation der Trassen-
vergabestelle ging. Wir haben das dann weiter-
entwickelt. Das Zweite ist, dass wir in dem fol-
genden Paket, in einem Screening der EU-
Kommission die Rückmeldung bekommen ha-
ben, dass die Richtung, in die wir gehen wollen,
nicht mit der EU-Rechtsentwicklung kompatibel
ist. Wir haben gesagt: Wir wollen jetzt das
Schweizer System anschauen, um zu sehen was
gut ist und was nicht gut ist und wie wir weiter-
gehen wollen. Es gibt eine Expertengruppe, die
zwar vom Ministerium eingesetzt, aber unab-
hängig ist. Sie besteht aus zehn Experten aus
Wissenschaft, aus Politik, aber vor allen Dingen
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aus den Bahnkreisen, also aus verschiedenen
Bahnunternehmen, verschiedene Funktionen –
Infrastruktur, Personenverkehr, Güterverkehr.
Diese Expertengruppe soll nächstes Jahr einen
Bericht zu dieser Thematik abliefern.

Vorsitzender: Vielen Dank. Sie hatten damit
auch das Schlusswort. Ich möchte mich recht
herzlich bei unserer Expertin und unseren Ex-
perten bedanken. Ich bedanke mich auch sehr
herzlich bei den Kolleginnen und Kollegen. Wir
haben es fast pünktlich geschafft, obwohl wir mit
Verzögerung angefangen haben. Ich möchte
mich außerdem beim Publikum bedanken. Hof-
fentlich war es spannend. Kommen Sie alle gut
nach Hause oder zu Ihrem nächsten Termin.
Vielen Dank!

Ende der Sitzung: 13.02 Uhr

Dr. Anton Hofreiter, MdB
Vorsitzender
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